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mit den oben genannten Worten beginnt unsere 
Broschüre „Ich bin zuerst einmal ein Mensch“. 
Eine Broschüre, die dazu beitragen soll, den 
Geist der UN-Konvention zu  verstehen und die 
Menschen mit Behinderung als das wahrzuneh-
men und zu respektieren, was sie zuerst einmal 
sind: als Menschen.

Dieser Aufforderung der UN-Konvention sind 
wir gefolgt. Unter Einbeziehung der Behörden, 
der Dienstleister innerhalb und außerhalb des Be-
hindertenbereichs sowie der Bürger und vor allem 
der Menschen mit Behinderung haben wir über die 
daraus entstehenden Fragen nachgedacht. Das 
Resultat dieser Überlegungen halten Sie mit dem 
von der Dienststelle für Personen mit Behinderung 
erarbeiteten Aktionsplan DG Inklusiv 2025 in Ihren 
Händen.

Ich möchte an dieser Stelle die Gelegenheit nut-
zen, allen Mitwirkenden - und besonders dem 
Koordinator des bei der DPB angesiedelten Focal 
Points - für ihr Engagement zu danken. Mein ganz 
besonderer Dank geht an meinen Vorgänger 
als Geschäftsführender Direktor der DPB, Herrn 
Helmut Heinen, für seine Federführung und 
seinen unermüdlichen Einsatz im gesamten 
Erstellungsprozess.

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
erweckt mitunter bei einigen Verwunderung, da sie die Menschen als 
das annimmt, was sie sind. Als Menschen wie alle anderen, die aber 
aufgrund von erlebten Barrieren ein wenig anders sind. Die UN-Kon-
vention fordert uns auf nachzudenken, ob wir nicht alle einzigartig sind, 
ob wir nicht alle Stärken und Schwächen haben, ob es nicht Zeit ist, 
Barrieren abzubauen, ob Menschen mit Behinderung nicht auch über-
all miteinbezogen sein sollen.

Der Ihnen vorliegende Aktionsplan DG Inklusiv 
2025 zeigt konkrete Maßnahmen und Ansatz-
punkte auf, die zur Umsetzung der UN-Konven-
tion in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Bel-
giens führen sollen. Er berücksichtigt dabei aber 
nicht nur die UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung, sondern greift auch 
Ideen auf, die durch drei weitere Prozesse ange-
stoßen wurden:

Im Rahmen der Erstellung wurde durch den 
Europarat eine rein auf die DG bezogene 
externe Bestandsaufnahme der Behinderten-
politik durchgeführt, die auch zu konkreten 
Handlungsempfehlungen geführt hat. Zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung lag der DPB 
eine noch nicht offi ziell übersetzte Version des 
Evaluationsberichtes vor. Ebenfalls wurde das 
Interföderale Zentrum für Chancengleichheit in 
der Schlussphase der Aktionsplanerstellung 
um ein Gutachten zur Übereinstimmung des 
Aktionsplans mit der UN-Konvention gebeten.

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Das Interföderale Zentrum für Chancengleich-
heit hat parallel hierzu bei einem Konsortium 
mehrerer belgischen Universitäten eine Studie 
in Auftrag gegeben, welche die Einhaltung 
der durch die UN-Konvention garantierten 
Menschenrechte und fundamentalen Frei-
heiten von Personen mit Behinderung in ganz 
Belgien und aus Perspektive des Mainstreaming-
Ansatzes in allen Aspekten untersucht hat, die 
das Leben von Personen mit Behinderung be-
treffen. Auch durch diese Studie wurden 
wertvolle Ansätze aufgezeigt.

Und auch ein weiteres Dokument der Verein-
ten Nationen steht in enger Verbindung mit 
diesem Aktionsplan: die abschließenden Beo-
bachtungen des UN-Ausschusses für die Rech-
te von Menschen mit Behinderung zum ersten 
belgischen Staatenbericht zur Umsetzung der 
UN-Konvention vom 1. Oktober 2014 geben dem 
Föderalstaat, den Gemeinschaften und Region-
en Empfehlungen für das weitere Handeln.

Diese Dokumente wurden bewusst nicht in 
ihrer vollen Länge, sondern an passender Stelle in 
Form von Zitaten in diesen Aktionsplan integriert. 
So wird zwar einerseits der Bezug hergestellt, an-
derseits der eigentliche Aktionsplan aber nicht in 
den Hintergrund gedrängt. Den integralen Wort-
laut dieser Dokumente stellt Ihnen die DPB auf An-
frage zur Verfügung.

Die Schaffung einer inklusiven Gesellschaft im 
Sinne der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung ist eine übergreifen-
de Aufgabe, an der alle öffentlichen und privaten 
Einrichtungen und Akteure mitwirken müssen. 
Niemand kann sich in diesem Zusammenhang 
für nicht zuständig erklären. Die Regierung der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft hat daher für 
die Legislaturperiode 2014-2019 die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung als Querschnittsaufga-
be in das Regionale Entwicklungskonzept II aufge-
nommen und einen Begleitausschuss eingesetzt. 
Die Umsetzung geschieht somit nicht innerhalb 
eines parallelen Prozesses, sondern - im Rahmen 
eines Mainstreaming- und menschenrechtsbasier-
ten Ansatzes - integral eingebettet in die Umset-
    zung des Regionalen Entwicklungskonzeptes.

         Gemeinsam werden wir Schritt für Schritt die 
              Inklusion von Menschen mit Behinderung in 
             der Deutschsprachigen Gemeinschaft för-
                dern. Denn jeder Mensch ist einzigartig. 
                    Einzigartig ist das, was wertvoll ist und 
                     nicht ersetzt werden kann. So haben 
                   alle Menschen die gleichen Rechte. 
                       Auch Menschen mit Behinderung.

Dr. Stephan Förster
Geschäftsführender Direktor
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DIE VERANTWORTUNG 
DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT

Die DG soll inklusiv werden

Chancengleichheit besteht nicht darin, dass alle das 
Gleiche erhalten. Chancengleichheit besteht darin, dass 
alle das erhalten, was sie benötigen, um gleichberechtigt 
am Leben der Gesellschaft teilnehmen zu können

Das ist das Ziel dieses Aktionsplans. Doch was 
bedeutet das genau? Stellen Sie sich doch ein-
mal vor, Sie würden im Alltag, in Geschäften und 
Straßen, im Kindergarten, in der Schule, bei der 
Arbeit, im Fernsehen, im Krankenhaus, im Res-
taurant, im Sportverein, bei Kulturveranstaltungen,
in Wohneinrichtungen, im Schwimmbad, kurz in 
allen Bereichen der Gesellschaft einschließlich der 
Politik Menschen begegnen, die ihr Leben trotz 
unterschiedlichster körperlicher, intellektueller 
und mentaler Voraussetzungen mit großer Selbst-
verständlichkeit neben- und miteinander orga-
nisieren. Und Sie würden diese Unterschiede 
kaum wahrnehmen, weil die Verschiedenheit zur 
Normalität geworden ist.

Stellen Sie sich eine Gesellschaft vor, die es 
den Menschen ermöglicht, ihre unterschied-
lichen Begabungen entsprechend den persön-
lichen Fähigkeiten und Fertigkeiten zu leben; eine 
Gesellschaft, in der die Vielfalt erwünscht ist, das 
Anderssein als Bereicherung wahrgenommen 
wird und Solidarität und gegenseitige Wertschät-
zung herrschen.

Stellen Sie sich eine Gesellschaft vor, in der durch 
Partizipation und eine zugängliche Gestaltung 
die Lebensqualität aller Bürgerinnen und Bürger 
gesteigert wird, ob sie nun eine Beeinträchtigung 
haben oder nicht.

Das alles trägt zur Inklusion bei. In einer inklusi-
ven Gesellschaft können behinderte und nicht 
behinderte Menschen gleichberechtigt zusammen 
leben. Das ist die Grundlage der UN-Konvention 
und somit ein grundlegendes Konzept dieses 
Aktionsplans. Das Zusammenspiel von Menschen 
und ihrer Umwelt wandelt sich. Und es basiert auf 
der unantastbaren Würde, Selbständigkeit und 
Selbstbestimmung eines Jeden; Grundsätze, wel-
che in der UN-Konvention vorherrschend sind. 
Deshalb möchte sich die DG auf den Weg hin zu 
einer inklusiven Gesellschaft machen. Denn eine 
inklusive Gesellschaft ist eine Bereicherung für 
alle, nicht nur für Menschen mit Behinderung.
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des Rassismus und der Diskriminierungen  in 
Brüssel. Zur Wahrnehmung dieser neuen Aufgabe
wurde dort der Dienst Rechte der Menschen mit 
Behinderungen geschaffen. Diesem Dienst ist 
gemäß Absatz 3 desselben Artikels der UN-Kon-
vention ein Begleitausschuss zugeteilt, der aus Ver-
tretern der Verbände und Vereinigungen von und 
für Menschen mit Behinderung, den Sozialpartnern 
und der akademischen Welt besteht. In diesem 
Begleitausschuss ist ein Sitz für einen Vertreter der 
behinderten Menschen aus der DG vorgesehen. 
Diese Person wird durch das Forum der Vereini-
gungen und Verbände von und für Menschen mit 
Behinderung bestimmt.

Dieses Forum übernimmt darüber hinaus gemäß 
Artikel 4 Paragraf 3 der UN-Konvention auch die 
Aufgaben hinsichtlich der Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung an den sie betreffenden Ent-
scheidungen. Es setzt sich aus Vertretern der Ver-
bände und Vereinigungen von und für Menschen 
mit Behinderung zusammen. Das Forum wird von 
der DPB konsultiert, wenn es darum geht, die UN-
Konvention umzusetzen und neue Konzepte, Maß-
nahmen und Regelungen zu erarbeiten.

DIE VERANTWORTUNG 
DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT

Seit 1993 ist Belgien ein föderaler Staat mit Ge-
meinschaften und Regionen, wobei jeder Teilstaat 
für Politikbereiche zuständig ist, die die Lebens-
bedingungen der Menschen und somit auch die 
der Personen mit Behinderung betreffen. So ist 
die Deutschsprachige Gemeinschaft derzeit u.a. 
für die personen-, sprach- und kulturgebundenen 
Aufgaben des Staates, wie beispielsweise den 
Unterricht, Teile der Sozialpolitik und der Gesund-
heitsversorgung, die Kultur sowie für die Bereiche 
Tourismus und Beschäftigung zuständig.

In vielen anderen Politikbereichen hat die Deutsch-
sprachige Gemeinschaft nur begrenzte Möglich-
keiten, Dinge zu verändern, da diese von den 
Regionen, den Gemeinden oder aber auf föderaler 
und europäischer Ebene entschieden werden. Da-
rüber hinaus sind sich viele öffentliche und private 
Einrichtungen ihrer Aufgaben und Verantwortung in 
der Inklusionspolitik für Menschen mit Behinderung 
nicht oder nicht ausreichend bewusst. Dieser Akti-
onsplan dient somit auch der Bewusstseinsbildung 
und Sensibilisierung. 

Die UN-Konvention gibt in ihrem Artikel 33 bereits 
einige Rahmenbedingungen vor, welche ihre Um-
setzung vereinfachen sollen. Die DPB wurde von 
der Regierung der Deutschsprachigen Gemein-
schaft gemäß Absatz 1 dieses Artikels als so- 
genannter Focal Point in der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft bezeichnet. Auch die anderen Ge-
meinschaften und Regionen haben solche Focal 
Points benannt. Auf föderaler und interföderaler 
Ebene wird diese Rolle derzeit vom Föderalen Öf-
fentlichen Dienst Soziale Sicherheit wahrgenom-
men. Der Focal Point gewährleistet als Fachstelle 
die Koordination der Umsetzung und der Bericht-
erstattung, berät die Partner, führt eigene Projekte 
durch und unterhält die zur Ausführung seiner Auf-
gaben notwendigen Kontakte im In- und Ausland. 
In Wahrnehmung ihrer Aufgabe als Focal Point 
ist die DPB auch zuständig für die Erstellung des 
Aktionsplans. Als solcher koordiniert die DPB die 
Durchführung der entsprechenden Maßnahmen in 
verschiedenen Bereichen und auf verschiedenen 
Ebenen.

Absatz 2 von Artikel 33 sieht zudem vor, dass 
ein so genannter unabhängiger Mechanismus 
bezeichnet wird, der zur Aufgabe hat, die Konven-
tion zu fördern, zu schütze und ihre Einhaltung zu 
überwachen. Für Belgien ist dies das Interföderale 
Zentrum für Chancengleichheit und Bekämpfung 

Rahmenbedingungen der Umsetzung

Chancengleichheit besteht nicht darin, dass alle das 
Gleiche erhalten. Chancengleichheit besteht darin, dass 
alle das erhalten, was sie benötigen, um gleichberechtigt 
am Leben der Gesellschaft teilnehmen zu können
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Das Parlament der Deutschsprachigen Gemein-
schaft hat 2009 das Übereinkommen der Verein-
ten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die 
Rechte von Menschen mit Behinderung sowie 
das dazu gehörige Fakultativprotokoll in seinen 
Rechtsrahmen aufgenommen. Dies muss aller-
dings mit begleitenden Maßnahmen einhergehen.

Als Richtschnur und Gesamtkonzept zur Umset-
zung der UN-Konvention erstellte die Deutsch-
sprachige Gemeinschaft genau wie ihre Nachbar-
regionen und viele andere Staaten und Teilstaaten 
den vorliegenden Aktionsplan DG Inklusiv 2025. 

1  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014 – 
CRPD/C/BEL/CO/1 – koordinierte deutsche Übersetzung des Föderalen Öffentlichen Dienstes Soziale Sicherheit und der Dienststelle für Personen mit 
Behinderung.

Entstehung des Aktionsplans

Der Ausschuss emp� ehlt, einen Plan zu verab-
schieden und umzusetzen, der Menschen mit Be-
hinderungen betrifft, und die vollständige Teilha-
be von Menschen mit Behinderungen und der sie 
vertretenden Organisationen in diesen Prozessen 
sicherzustellen.1

Die Dienststelle für Personen mit Behinderung hat 
sich hierbei die Erfahrungen Anderer zu Nutzen 
gemacht und auf die Vorgehensweisen von Staa-
ten und Teilstaaten im In- und Ausland zurückge-
griffen, die ebenfalls dabei sind, einen Aktionsplan 
zu erstellen oder bereits in der Umsetzungs-
phase sind. Auch wurden diverse wissenschaft-
lichen Erkenntnisse und Standpunkte von Behin-
dertenvereinigungen und –verbänden bei der 
Erstellung des Aktionsplans berücksichtigt.

Im Rahmen der jährlich stattfi ndenden Vollver-
sammlung der DPB tauschten sich die Vertreter der 
Vereinigungen von und für Menschen mit Behinde-
rung aus der Deutschsprachigen Gemeinschaft, die 
Mitglieder des DPB-Verwaltungsrates sowie die Ein-
richtungen und Dienste des Behindertenbereichs zu 
den Themen des Aktionsplans aus.

Am 31. August und am 6. September 2013 folg-
ten zwei offene Foren in St. Vith und Eupen. Hier 
hatten Privatpersonen, aber auch Vertreter der 
verschiedensten öffentlichen Einrichtungen und 
Dienste für jedermann die Gelegenheit, sich an 
der Erstellung zu beteiligen.

Die Ergebnisse dieser Vorbereitung mündeten 
in einen ersten Entwurf. Die potentiellen Partner 
erhielten wiederum die Möglichkeit, diesen 
Entwurf mit der DPB zu besprechen. So wuchs 
der Aktionsplan Schritt für Schritt und hat immer 
konkretere Formen angenommen.

Dieser überarbeitete Entwurf des Aktionsplans zur 
Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderung wurde Anfang 
2014 noch einmal im Verwaltungsrat der DPB 
diskutiert. Anschließend hat sich das Parlament 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft im Rahmen 
einer gemeinsamen Sitzung aller Ausschüsse
eingehend mit diesem Aktionsplan beschäftigt. 

Schließlich wurde der Entwurf dem Interföderalen 
Zentrum für Chancengleichheit und Bekämpfung 
des Rassismus und der Diskriminierungen als un-
abhängigem Mechanismus in Brüssel zwecks Er-
stellung eines Gutachtens vorgelegt. 

Der Kreis der Aktionsplanerstellung schloss sich 
bei der DPB-Vollversammlung 2014. Die Anwesen-
den verabschiedeten den Aktionsplan und legten
ihn der Regierung vor. Die Regierung wird die 
Umsetzung der UN-Konvention im Rahmen der 
Arbeiten zur Umsetzung des Regionalen Ent-
wicklungskonzepts der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft vorantreiben.
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Struktur des Aktionsplans

Der Aktionsplan zeigt konkrete Maßnahmen und 
Ansatzpunkte auf, die zur Umsetzung der UN-
Konvention führen sollen. Es sei darauf hingewie-
sen, dass sich dieser Aktionsplan hauptsächlich 
auf die Deutschsprachige Gemeinschaft Belgiens 
und ihre direkten und die sie tangierenden Zustän-
digkeitsbereiche bezieht. Andere Aktionen des 
Aktionsplans fallen in den Zuständigkeitsbereich 
der Wallonischen Region oder des Föderalstaats 
und sollten von den deutschsprachigen Entschei-
dungsträgern dort vorgebracht werden.

Innerhalb dieser 10 Aktionsfelder werden je-
weils eine Vision für das Jahr 2025 sowie einzel-
ne Zielsetzungen defi niert. Diese Zielsetzungen 
sind das Resultat ausführlicher Konsultationen 
der Menschen mit Behinderung und entspre-
chen somit ihren Bedürfnissen. Durch weiter-
führende Gespräche mit den Fachleuten in den 
jeweiligen Bereichen sind die Zielsetzungen da-
rüber hinaus wenn auch anspruchsvoll, so doch 
realistisch. Die Zielsetzungen sind ausreichend 
präzise, um eine Evaluation zu ermöglichen. Als 
letzter Teil eines Aktionsfeldes sind konkrete 
Aktionen aufgelistet, welche teilweise neue 
Konzepte vorsehen, teilweise Bestehendes verbes-
sern bzw. allgemein anwendbar machen möchten. 

Dieser Aktionsplan umfasst zehn Aktionsfelder. 
Aktionsfelder sind Schwerpunktbereiche, die von 
besonderer Bedeutung für die Inklusion von Men-
schen mit Behinderung sind. Diese sind: 

1    Materielle und immaterielle Zugänglichkeit
2    Früherkennung, Gesundheit 

   und Rehabilitation

3    Partizipation und aktive Bürgerschaft
4    Bildung
5    Beschäftigung und berufl iche Ausbildung
6    Wohnen
7    Freizeit, Kultur und Sport
8    Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung
9    Anpassung aller Regeln und Normen
10  Wissensbasierte und transversale Politik.

Der Aktionsplan macht somit einen deutlichen 
Unterschied zwischen den Zielsetzungen und den 
Aktionen. Die Zielsetzungen bleiben während der 
gesamten Laufzeit des Aktionsplanes gleich und 
dienen letztlich als Grundlage für die Evaluation. 
Die Aktionen können regelmäßig angepasst 
bzw. neu defi niert werden und somit den gesell-
schaftlichen, wissenschaftlichen und technischen 
Entwicklungen sowie den Ergebnissen der 
Zwischenevaluationen Rechnung tragen. Die Ak-
tionen dienen der Umsetzung der UN-Konvention 
und der Verwirklichung der Zielsetzungen des 
Aktionsplans, sollten aber nicht als Ziel „an sich“ 
verstanden werden. 

Der Begriff ‘Kaskadeneffekt‘ weist hingegen auf 
die entstehende ‘Diskriminierungskette’, da eine 
Ausgrenzung weiteren Ausgrenzungen in die 
Hände spielt: so führt (beispielsweise) die Unzu-
gänglichkeit des Unterrichts zur Unmöglichkeit ei-
nen bestimmten Beruf auszuüben, was wiederum 
die � nanzielle Situation der Person beein� usst.2

2  Personen mit Behinderung in Belgien und die (Nicht-) Respektierung der durch die UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen garantierten Menschenrechte und der Grundfreiheiten - Studie im Auftrag des Interföder-
alen Zentrums für Chancengleichheit (CNTR-CGKR/2013/02). 9
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Der Aktionsplan bleibt ein lebendiges und aktuelles 
Instrument und bietet die Gelegenheit, aufkommen-
de Herausforderungen zeitnah zu lösen. Die privaten 
und öffentlichen Einrichtungen, die Betriebe, Behör-
den und Vereinigungen sind folglich nachdrücklich 

Einige (bürgerliche und politische) Rechte in der 
UN-Konvention haben schließlich direkte Auswir-
kungen, während soziale, kulturelle und wirtschaft-
liche Rechte progressiv durchzusetzen sind. Es 
bedarf eines maximalen Einsatzes der verfügba-
ren Mittel, um die Zusicherung dieser Rechte vor-
anzubringen (Artikel 4.2. der UN-Konvention).3

3    Gutachten des Interföderalen Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung 
des Rassismus und der Diskriminierungen vom 5. Mai 2014 zum Vorentwurf des
Aktionsplans DG Inklusiv 2025. 

den und Vereinigungen sind folglich nachdrücklich 

    Gutachten des Interföderalen Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung 
des Rassismus und der Diskriminierungen vom 5. Mai 2014 zum Vorentwurf des

10
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dazu aufgefordert, neue Ideen zu entwickeln und 
diese in den Aktionsplan einfl ießen zu lassen. Die 
Beteiligten sollten auch darum bemüht sein, mit den 
vorhandenen Mitteln Verbesserungen zu erzielen, 
indem beispielsweise bestehende Angebote besser 
vernetzt werden und Kooperationen zwischen dem 
Behindertenbereich und anderen Politikbereichen 
entstehen. Denn es ist wichtig, bereits im Vorfeld in 

vernetzt werden und Kooperationen zwischen dem 
Behindertenbereich und anderen Politikbereichen 
entstehen. Denn es ist wichtig, bereits im Vorfeld in 

allen Bereichen zu hinterfragen, ob für die Einbezieh-
ung der Menschen mit Behinderung besondere
Angebote erforderlich sind oder ob sie durch 
inklusive Formen der Angebote für Jedermann ge-
währleistet werden können, gegebenenfalls unter 
Zuhilfenahme spezifi scher unterstützender Maßnah-
men. Bei diesem Prozess steht die DPB als fachlich 
kompetente Beratungstelle zur Verfügung. 

11
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4  Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates – vorläufi ge Über-
setzung des Evaluationsberichts 5.-9. Mai 2014.

5  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

DG INKLUSIV 2025

Betrachtet man die UN-Konvention etwas näher, 
so stellt man fest, dass dort sehr viele verschie-
dene Aspekte angesprochen werden, die zwar 
einen Einfl uss auf das Leben der Personen haben,
aber nicht zum klassischen Bereich der Politik 
für Menschen mit Behinderung gehören. In eini-
gen Punkten ist die Deutschsprachige Gemein-
schaft schon weit fortgeschritten, in anderen 
Bereichen müssen noch größere Anstrengungen 
unternommen werden. So wird denn auch deut-
lich, dass die Umsetzung der UN-Konvention viel 
Zeit in Anspruch nehmen wird. Ausschließende 
Gewohnheiten müssen in einbeziehende Refl exe
verändert werden. Änderungen der Gesetzge-
bung müssen durch begleitende Maßnahmen 
ergänzt werden. Darüber hinaus ist naturgemäß ein 
längerfristiger Zeitraum erforderlich, ehe Sensibilisie-
rungsmaßnahmen greifen oder Infrastrukturprojek-
te realisiert sind. 

Die Förderung einer inklusiven Gesellschaft 
scheint somit eine wahre Mammutaufgabe für die 
DG zu werden, und nach dem Lesen der folgen-
den Seiten wird der ein oder andere meinen, in 
einem undurchdringlichen Labyrinth zu stehen. 
Doch schon Laotse wusste, dass auch der längste
Marsch mit dem ersten Schritt beginnt. Dass 
dieser Marsch vermutlich auch mit Umwegen 
und Hindernissen verbunden sein wird, darf uns 
aber nicht davon abhalten, loszugehen. Die UN-
Konvention soll dabei die Karte sein, die uns allen 
hilft, das Ziel zu erreichen. Der Aktionsplan dient 
uns als Kompass. Und wenn Sie dennoch das 
Gefühl haben, nicht mehr auf dem richtigen Weg 
zu sein, dann fragen Sie doch einfach die Men-

schen mit Behinderung. Sie wissen am besten, 
was sie benötigen. Es wäre nicht realistisch, alles 
auf einmal angehen zu wollen. Vielmehr soll in 
Zusammenarbeit mit den Betroffenen eine stän-
dige Priorisierung vorgenommen werden. Schritt 
für Schritt können dann die Gegebenheiten verän-
dert und die Partizipation behinderter Menschen 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
verbessert werden.

In diesem Aktionsplan soll daher beschrieben 
werden, welche Ziele die Deutschsprachige 
Gemeinschaft erreichen möchte und wie diese
Ziele erreicht werden sollen. Hierbei bleibt 
allerdings auch Raum für Aktionen, die zwar der 
Umsetzung der Konvention dienen, aus verschie-
densten Gründen aber nicht in diesen Aktionsplan 
aufgenommen wurden.

Einige der Zielsetzungen in den verschiedenen 
Themenfeldern ergänzen einander oder passen 
zu mehreren Themenfeldern. Dies macht noch ein-
mal deutlich, warum eine gesamtgesellschaftliche 
Herangehensweise - wie dieser Aktionsplan es ist 
- im Rahmen eines gesamtpolitischen Konzepts 
vonnöten ist. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, 
dass bei allen zukünftigen politischen und gesetz-
geberischen Initiativen die Rechte von Menschen 
mit Behinderung gewahrt werden. Das übergeord-
nete Ziel dieses Aktionsplans ist die individuelle
Förderung der persönlichen Fähigkeiten eines 

  Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates – vorläufi ge Über-

  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

Förderung der persönlichen Fähigkeiten eines 

Der Inklusionsprozess bleibt eine ständige
Baustelle.4

Tue erst das Notwendige, dann das Mögliche und plötzlich 
schaffst du das Unmögliche.          

 Franz von Assisi

12
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Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat instän-
dig auf, in Absprache mit den repräsentativen 
Organisationen der Menschen mit Behinde-
rungen eine Herangehensweise an das Thema
Behinderung anzuwenden, die sich auf die 
Menschenrechte stützt und der Konvention 
entspricht.5

behinderten Menschen, sodass er oder sie  ein 
Höchstmaß an Unabhängigkeit erreicht, die pas-
sende Unterstützungsform erhält und in allen Le-
bensbereichen einbezogen wird. 

Menschenrechte stützt und der Konvention 

Tue erst das Notwendige, dann das Mögliche und plötzlich 
schaffst du das Unmögliche.          

 Franz von Assisi

13
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► Inklusive Lösungen „von Beginn an“: Die Inklusion lebt vom Kontakt zwischen Menschen mit und 
ohne Behinderung. Alle Maßnahmen sollen zum frühestmöglichen Zeitpunkt angesetzt und möglichst 
inklusiv gestaltet werden. Hierdurch wird späteren Hindernissen vorgebeugt, und der Erfolg ist nachhaltig.

► Schritt für Schritt zur Barrierefreiheit: Barrierefreiheit ist in eigentlich allen Bereichen ein zentrales 
Thema und oftmals die Voraussetzung, dass andere Maßnahmen greifen können. Zunächst einmal 
sind die Maßnahmen umzusetzen, die keine großen Investitionen erfordern, einen Mehrwert für alle 
bieten und keine großen Veränderungen erfordern.

► Angemessene Vorkehrungen: Alle Inklusionsmaßnahmen sollen angemessen sein, d.h. dass ein ge-
sunder Kompromiss zwischen dem Bedarf der jeweiligen Person und den zur Verfügung stehenden 
Ressourcen gefunden werden muss.

► Individuelle Assistenz: Damit Personen mit Behinderung teilnehmen können, benötigen sie gege-
benenfalls Hilfestellung/Assistenz, zum Beispiel durch eine Person oder einen Servicehund. Diese 
Hilfestellung/Assistenz muss dann auch vorgesehen, zugelassen und gewährleistet werden. Sie 
darf nicht bevormunden oder banalisieren (Beispiel: Bei einem Theater- oder Kinobesuch erhält der 
Servicehund einer Person mit Behinderung Zugang zum Gebäude oder ein Stewart begleitet sehbe-
hinderte Menschen zu ihrem Platz).

► Sicherung der � nanziellen Situation: Menschen mit Behinderung müssen durch ihre eigene Er-
werbstätigkeit und/oder staatliche Beihilfen ausreichend fi nanzielle Mittel zur Verfügung haben, um im 
Rahmen der verfügbaren Angebote in allen Lebensbereichen selbstbestimmt leben zu können. Auch 
die fi nanzielle Situation von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung muss durch entsprechende 
Maßnahmen gesichert werden. Dies beinhaltet, dass Beihilfen unterstützend wirken müssen und nicht 
zur Ausgrenzung führen dürfen.

► Bewusstseinsbildung auf allen Ebenen: Inklusion soll überall mit bedacht werden, denn sie bringt 
nicht nur für behinderte Menschen Verbesserungen mit sich, sondern für alle Menschen. Das Mitein-
ander ist im Alltagsleben zu verankern und sollte eine Selbstverständlichkeit sein.

► Sensibilisierung von Fachpersonal: Fachpersonal ist im Umgang mit behinderten Gästen, Besu-
chern oder Kunden zu schulen. Dies betrifft z.B. Empfangspersonal aller Art, Personal im Touris-
musbereich, in der Beschäftigung, im Bildungsbereich oder in den Notdiensten. Solche Schulungen 
sollen in das „normale“ Schulungsprogramm z.B. von Berufsverbänden oder in Ausbildungsgänge 
integriert werden.

► Synergien durch breite Vernetzung: Bestehende Strukturen zu nutzen, statt zusätzliche Strukturen 
zu schaffen, soll die Basis der Behindertenpolitik der DG sein. Die Überschaubarkeit der DG soll 
als Chance für eine inklusive Herangehensweise verstanden werden. Durch die innerbelgische und 
grenzüberschreitende Kooperation sollen innovative Konzepte ausgetauscht, Synergien geschaffen 
und Maßnahmen dieses Aktionsplans gemeinsam durchgeführt werden.

► Partizipation und Selbstvertretung: Menschen mit Behinderung sollen als Experten in eigener 
Sache ihre Interessen möglichst selbst vertreten und das Thema Inklusion durch aktive Lobbyarbeit in 
der DG präsent halten. Dies erfordert auch an die Bedürfnisse der jeweiligen Zielgruppe angepasste 
Partizipationsmöglichkeiten und –formen. Die Vereinigungen und die Dienstleistungserbringer für Per-
sonen mit Behinderung und andere Vertreter der Zivilgesellschaft sind hierbei wichtige Partner und 
Vermittler zwischen den Menschen mit Behinderung und den Entscheidungsträgern.

► Berücksichtigung von besonderen Lebenswelten: Kinder, Jugendliche, Frauen, Migranten und 
Senioren mit Behinderung haben die gleichen Rechte und Pfl ichten wie alle anderen Menschen unserer 
Gesellschaft. Deshalb sollen sie gleichberechtigt am gesellschaftlichen und politischen Leben teilnehmen 
und in allen Aspekten ihrer Entwicklung gestärkt und gefördert werden. Sie müssen die in der UN-Konven-
tion genannten Rechte und Grundfreiheiten uneingeschränkt ausüben und wahrnehmen können.

SCHRITT FÜR SCHRITT ZU EINER INKLUSIVEN GESELLSCHAFT 

Einige Grundsätze gelten für alle Aktionen des Aktionsplans und sind daher als universell und allgemein-
gültig zu verstehen:

14
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Menschen mit Behinderung können als gleichbe-
rechtigte Menschen am politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Leben teilhaben, 
denn die Gebäude, der öffentliche Raum, die 
Webseiten, das Informationsmaterial, die Hilfsmit-
tel, die Kommunikation und der soziale Kontakt 
sind für alle zugänglich, und die Menschen werden
freundlich und zuvorkommend empfangen. 

1. Materielle und immaterielle Zugänglichkeit

Er emp� ehlt, dass sämtliche Aspekte der Zu-
gänglichkeit gemäß der Konvention und unter 
Berücksichtigung der Allgemeinen Anmerkung 
Nr. 2 (2014) gefördert werden.6

ZIELSETZUNGEN

1.1  Gebäude und der öffentliche Raum 
Alle Gebäude mit öffentlichem Charakter und der 
öffentliche Raum sind zugänglich gestaltet. Neben 
den Menschen mit Mobilitätseinschränkungen 
werden auch Menschen mit Seh-, Hör- und Ver-
ständnisbeeinträchtigungen bei der Zugänglich-
keit berücksichtigt.

1.2  Infrastrukturmaßnahmen im privaten Bereich
Private Infrastrukturmaßnahmen werden verstärkt 
zugänglich gestaltet. Die Privatpersonen in der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft legen bei 
Neu- und Umbauarbeiten verstärkt Wert auf eine 
zugängliche Gestaltung, um auch bei später auf-
tretender krankheits-, unfall- oder altersbedingter 
Beeinträchtigung in den eigenen Räumlichkeiten 
wohnen zu können. Eigentümer gestalten ihre Miet-
wohnungen ebenfalls zugänglich. Alle Menschen 
können die Geschäfte des täglichen Lebens und 
zentrale Einrichtungen erreichen und nutzen.

1.3  Zugängliche Kommunikation
Menschen mit Behinderung können durch eine an-
gepasste Kommunikationsform mit ihrer Umgebung 
kommunizieren. Hierzu gehört auch die zugängli-
che Gestaltung des Informationsmaterials und der 
Webseiten der öffentlichen Einrichtungen der DG.

1.4  Zugänglicher öffentlicher Dienst
Die gemeinschaftlichen und lokalen Behörden er-
möglichen es Personen mit Behinderung, auf eine 
für sie angepasste Art und Weise selbstständig 
mit ihnen zu kommunizieren. Durch die Nutzung 
verschiedener zugänglicher und alternativer Kom-
munikationsformen können alle Personen in den 
direkten Kontakt mit Behörden, Dienstleistern und 
privaten Einrichtungen treten.

1.5  Mobilität
Menschen mit Behinderung können sich barrie-
refrei bewegen. Sie können die öffentlichen Ver-
kehrsmittel selbständig nutzen. Der öffentliche 
Nahverkehr ist auf die Beförderung behinderter 
Menschen eingestellt. Auch bestehen wo nötig 
alternative Angebote, welche die Mobilität der 
Menschen unterstützen.

6  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.
7 Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.
8 Gutachten des Interföderalen Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus und der Diskriminierungen vom 5. Mai 2014.

Im Bereich öffentlicher Verkehr ist es wie gehabt 
eine gute politische Entscheidung, vorrangig 
in den normalen öffentlichen Verkehr statt in 
Sonderangebote zu investieren.8

Sie legt nahe, die Fernsehsendungen des öf-
fentlich-rechtlichen Senders mit Untertitel zu 
versehen. Ebenfalls sollten Anstrengungen ge-
macht werden, damit Mitteilungen und Informa-
tionen von Gemeinschaft, lokale Behörden und 
anderen öffentlichen Organisationen verstärkt in 
leichter Sprache abgefasst würden.7

15
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1.1 Gebäude und der öffentliche Raum

Anpassung der Prozedur und der Regeln hinsicht-
lich der Verbesserung der zugänglichen Gestal-
tung von allen öffentlichen und der Öffentlichkeit 
zugänglichen Infrastrukturen und Einbeziehung 
von Personen mit Behinderung in die Planung, 
Ausführung und Überprüfung der Zugänglichkeit 
von öffentlichen Infrastrukturen.

Beispiele zur Verbesserung:

•    Gewährleistung, dass die (Eingangs-)Türen  
breit genug und leicht zu öffnen sind 

•   Gewährleistung von mündlicher Ansage,
Piktogrammen, optischen Signalen und 
schriftlichen Anzeigen, Bodeneinprägungen 
und Brailleschrift zur Orientierung, Gewähr-
leistung des Zugangs für Servicehunde

•   Absicherung der Baustellen auf den öffent-
lichen Verkehrswegen für sehbehinderte 
Menschen (mit Langstock ertastbar,…) und 
für mobilitätsbeeinträchtige Menschen

•   zugängliche Gestaltung von Alarmsignalen für 
Personen mit Seh- oder Hörbehinderungen

•   Anpassung der Reglementierung der Mindest-
anzahl, der Lage und Beschaffenheit von 
Parkplätzen für Personen mit Behinderung 

•   Gewährleistung des Unterhalts von Parkplätzen 
für Personen mit Behinderung auch im Winter

•   Einrichtung von ausreichenden behinderten-
gerechten öffentlichen Toiletten sowie Anbrin-
gung ihrer angemessenen Ausschilderung

•   systematische Anlegung eines Fahrrad-/Roll-
stuhlwegs bei Straßenaus- und -neubauten

Erhebung der Barrierefreiheit von öffentlichen und 
der Öffentlichkeit zugänglichen Gebäuden und 
Anbringung entsprechender Hinweisschilder am 
Eingang und auf den Webseiten (zum Beispiel 
durch das Label „EureWelcome“).

Ausweitung des Zugänglichkeitserlasses auf die 
öffentlich zugänglichen privaten Bauten (inkl. Ju-
gendherbergen, Hotels, Campingplätze, …).

Sensibilisierung und Organisation von Seminaren, 
Schulungen, Weiterbildungen und Erstellung von 
Sensibilisierungsmaterial (Webinformation, Broschü-
ren, Flyer, …) für Urbanismusämter, politisch Verant-
wortliche, Architekten, Bauunternehmer, Personen im 
bautechnischen Bereich und Privatpersonen.

Schaffung von Fördermitteln und –möglichkeiten zur 
Unterstützung modellhafter barrierefreier Projekte von 
Privathaushalten, Mietwohnungen und Miethäusern. 

Aufnahme der Barrierefreiheit als P� ichtfach aller 
Ausbildungen im bautechnischen Bereich.

1.2  Infrastrukturmaßnahmen im privaten 
Bereich

Aufbau einer Kooperation mit einem Büro für Leichte 
Sprache.

Systematische Erstellung von Dokumenten in Brail-
le- und Großschrift für sehbehinderte Menschen.

Sicherung eines an die Bedürfnisse und Möglichkei-
ten der DG angepassten Übersetzungsdienstes für 
Gebärdensprache.

Zurverfügungstellung der notwendigen Infrastruktur 
zur Aufnahme und Untertitelung von zugänglichen 
(Web-)Filmen.

1.3  Zugängliche Kommunikation

AKTIONEN
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1.5  Mobilität

Erarbeitung und Verbreitung von barrierefreien 
Formularen und Texten in einfacher, verständlicher 
und dennoch juristisch korrekter Sprache:

•    durch die Weiterbildung der Mitarbeiter

•    durch die Nutzung von Brailleschrift, Großschrift, 
leichter Sprache, Gebärdensprache, …

Barrierefreie Gestaltung der Webseiten (gemäß den 
aktuellen internationalen Standards) und anderer Mit-
tel der Öffentlichkeitsarbeit (Faltblätter, Infotafeln,…) 
der öffentlichen Einrichtungen.

Einführung eines zu den herkömmlichen Kontakt-
möglichkeiten komplementären E-Dienstes (virtuellen 
Dienstes) zur Verbesserung des Kontakts mit den Be-
hörden und zur Vermeidung von Behördengängen. 

Kommunikation zwischen Behörden und Bürgern in 
der jeweiligen angemessenen Kommunikationsform.

1.4 Zugänglicher öffentlicher Dienst

Weiterbildung des Personals der Busunternehmen 
und Taxidienste im Umgang mit Personen mit 
Behinderung.

Gestaltung eines barrierefreien öffentlichen Nahver-
kehrs:

•    barrierefreie Information an den Haltestellen und 
in Veröffentlichungen durch Leichte Sprache, 
Piktogramme, Symbole, Brailleschrift, Groß-
schrift, Nutzung von Landkarten mit Fahrstre-
cken zur besseren Orientierung, …)

•    akustische Information und optische Laufbän-
der in Bussen und Zügen

•    Nutzung von Niederfl urbussen

•    Unterstützung von Personen mit Behinderung 
beim Ein- und Aussteigen

•    kostenlose Nutzung der öffentlichen Verkehrs-
mittel durch die Begleitperson einer Person mit 
Behinderung

Verbesserung der Nutzungsmöglichkeiten der Park-
karte für Menschen mit Behinderung:

•    einfache und kurze Prozedur für Parkausweise

•    systematische Kontrolle der ausschließlichen 
Nutzung von Parkplätzen für Personen mit 
Behinderung durch betroffene Personen

Förderung der persönlichen Mobilität von Menschen, 
für die der öffentliche Nahverkehr auch weiterhin 
nicht zugänglich ist:

•    Gewährleistung und Weiterentwicklung eines 
Rufbusdienstes

•    Schaffung und Nutzung der Mitfahrzentralen 
und Taxidienste zur Förderung der individuellen 
Mobilität von Menschen mit Behinderung. 

Einführung der EU-Mobilitätskarte für Menschen mit 
Behinderung.

17
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2. Früherkennung, Gesundheit und Rehabilitation

Die Kommission emp� ehlt, eine Sensibilisierungs- 
und Informationskampagne für Zahnärzte, Ärzte, 
Fachärzte und P� egepersonal im Gesundheitswe-
sen durchzuführen. Auch soll der Art und Weise, wie 
nach der pränatalen Diagnostik und nach der Ge-
burt mitgeteilt wird, dass eine Behinderung vorliegt, 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden.9

Menschen mit Behinderung können eine wohn-
ortnahe, zugängliche und fl ächendeckende Ver-
sorgung mit Präventions-, Gesundheits-, Notfall-, 
Rehabilitations- und Pfl egedienstleistungen in An-
spruch nehmen.

ZIELSETZUNGEN

2.1  Präventionsarbeit 
Durch eine gezielte Präventionsarbeit werden 
langfristige Folgen und spätere Beeinträchtigun-
gen vermieden. Beeinträchtigungen von (Klein-) 
Kindern werden frühzeitig entdeckt.
Eltern, bei deren Kindern bereits vor der Geburt 
eine Beeinträchtigung festgestellt wird, treffen nach 
umfassender fachlicher, neutraler und gemein-
denaher Information und Beratung über beste-
hende Unterstützungsangebote ihre persönliche
Entscheidung.

2.2  Frühe Hilfen – Frühförderung
Durch eine frühestmögliche Intervention im 
Rahmen geeigneter individueller Maßnahmen wird 
Kindern mit Behinderung eine langfristige Teilhabe 
ermöglicht.

2.3  Ortsnahe (para-)medizinische Angebote
Menschen mit Behinderung können für ihre regel-
mäßige medizinische, paramedizinische und psy-
chosoziale Beratung, Begleitung und therapeutische 
Leistungen ortsnahe Angebote nutzen. Die (para-)
medizinische Versorgung in der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft ist barrierefrei. Die Mitarbeiter sind 
speziell auch im Umgang und der Kommunikation 
mit Menschen mit Behinderung geschult. Die Ange-
hörigen von Menschen mit Behinderung werden in 
ihren Aufgaben unterstützt und begleitet.

2.4  Sicherheit im Notfall
Menschen mit Behinderung erhalten in Notsituati-
onen die notwenige Begleitung und Unterstützung.

2.5  Psychische Beeinträchtigung
Psychisch beeinträchtigte Menschen erhalten 
niedrigschwellige Angebote zur Tagesbegleitung 
und –beschäftigung sowie ambulante Unterstüt-
zungsmaßnahmen. Diese Angebote sind auch 
für psychisch beeinträchtigte Menschen mit bei-
spielsweise einer zusätzlichen geistigen Behin-
derung, einer Sinnesschädigung, … zugänglich.

9  Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.
10  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, 
sofort Maßnahmen zu treffen, um sämtliche For-
men der häuslichen und institutionellen Gewalt 
gegen Frauen, Kinder und Mädchen mit Behin-
derungen zu bekämpfen und zu beseitigen.10

AKTIONEN

2.1 Präventionsarbeit

Verbreitung von Informationen zu Gesundheitsfragen 
in u.a.:

•   Leichter Sprache

•   Gebärdensprache

•   Brailleschrift

•   Großschrift

Verbreitung von Informationen über die Entste-
hung von vermeidbaren Langzeitschäden und 
Behinderungen. 

Weiterbildungen für die Mitarbeiter im Unter-
richtswesen, im Beschäftigungsbereich und in 
den Einrichtungen und Diensten für Personen mit 
Behinderung zur Prävention und zur Erkennung 
von (sexuellem) Missbrauch bei Personen mit 
Behinderung.

Weiterbildung der Gynäkologen und der Hebam-
men im Umgang mit Eltern behinderter Kinder u.a. 
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Schaffung bzw. Ausbau von ortsnahen Angeboten 
für medizinische, paramedizinische und psycho-
soziale Beratung, Begleitung und therapeutische 
Leistungen.

P� egende Angehörige:

•   Schaffung eines Statuts 

•   Schaffung zusätzlicher Weiterbildungsangebote

•   Unterstützung von pfl egenden Angehörigen 
im Alltag, u.a. durch die Schaffung von Frei-
zeit- und Entlastungsangeboten

•   Unterstützung von Kindern, die als pfl egende 
Angehörige tätig sind, durch Entlastungsan-
gebote und die Familienbegleitung

Sicherung einer zentralen Anlaufstelle für die 
Ausleihe und Bezuschussung von materiellen und 
sozialen Hilfen.

Professionelle Unterstützung eines fl ächende-
ckenden und wohnortnahen Angebots von Selbst-
hilfegruppen.

2.3  Ortsnahe (para-)medizinische Angebote

Schaffung von Synergien zwischen dem Kinderthera-
piezentrum Kitz, der Frühhilfe und Kaleido im Klein-
kindbereich.

Sicherung der Beratung zur Frühförderung von 
schwerhörigen und gehörlosen Kindern durch den 
Ausbau von Kooperationen.

2.2  Frühe Hilfen – Frühförderung

im Rahmen der Schwangerschaftsberatung (z.B. 
hinsichtlich der Mitteilung der Behinderung).

Ausbau der medizinischen und psychosozialen 
Beratungsangebote im Rahmen der (vor)geburt-
lichen Begleitung von Eltern behinderter Kinder 
bzw. von behinderten (werdenden) Eltern.

Erweiterung der Angebote von stationären Reha-
bilitationsmaßnahmen.

Organisation der Beförderung (z.B. Fahr-
dienste) und von persönlicher Begleitung zu 
Rehabilitationsmaßnahmen.

Weiterbildung des P� egepersonals der Kran-
kenhäuser, der mobilen Pfl egedienste sowie der 
Alten- und Pfl egeheime zur Begleitung und Pfl ege 
von Menschen mit geistiger und/oder mehrfacher 
Behinderung.

2.4 Sicherheit im Notfall

Zugängliche Gestaltung von Alarmsignalen (visu-
ell und akustisch).

Sensibilisierung der Notdienste für die spezifi -
schen Belange von Menschen mit Behinderung in 
Not- bzw. Ausnahmesituationen (Gebärdenspra-
che, Leichte Sprache, besondere Hilfen, …).

Aufbau von angepassten Kommunikationsmöglich-
keiten bei Notrufen von Menschen mit Behinderung:

•    unmittelbare Information einer Vertrauens-
person

•  Notruf per SMS, Mail, Fax, …

Ausbau der psychiatrischen Versorgung von Kin-
dern, Jugendlichen und Erwachsenen (auch im Alter)

Schaffung einer niedrigschwelligen Tagesbeschäf-
tigungsstruktur für psychisch beeinträchtigte 
Menschen.

Information der Gesellschaft über psychische
Behinderungen.

2.5  Psychische Beeinträchtigung
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3. Partizipation und aktive Bürgerschaft

Die Tatsache, dass aufgrund der überschauba-
ren Größe der DG die Vereinigungen von und für 
Menschen mit Behinderung ebenfalls eher klein 
sind, erfordere von ihnen nach Ansicht der Kom-
mission eine stärkere Zusammenarbeit, um die 
Interessen der betroffenen Menschen wirksam 
und nachhaltig vertreten zu können.11

Menschen mit Behinderung können uneinge-
schränkt am politischen Leben teilhaben. So 
können sie mitmachen und ihr Umfeld aktiv mit-
gestalten, mitbestimmen und Entscheidungen mit-
verantworten.

ZIELSETZUNGEN

3.1  Wählen 
Menschen mit Behinderung nehmen aktiv an den 
Wahlen teil. Sie gehen wählen und bringen sich 
aktiv in die politischen Prozesse ein. Sie kandi-
dieren auch für Mandate auf den verschiedenen 
politischen Ebenen. 

3.2  Selbstvertretung
Menschen mit Behinderung sind als Mitglieder und 
Vertreter in eigener Sache in den beratenden und 
entscheidenden Gremien der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft aktiv.

3.3  Vereinigungen von und für Menschen mit 
Behinderung
Die Verbände und Vereinigungen von und für Men-
schen mit Behinderung vertreten eigenständig die 
Interessen der Menschen mit Behinderung, nehmen 
aktiv am politischen und gesellschaftlichen Gesche-
hen teil und arbeiten aktiv an der Umsetzung der UN-
Konvention mit.

3.4 Forum
Das Forum der Vereinigungen und Verbände von 
und für Menschen mit Behinderung wird bei allen 
Maßnahmen zur Umsetzung der UN-Konvention als 
unabhängiges Beratungsorgan und Ansprechpart-
ner der Einrichtungen der DG aktiv einbezogen.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat inständig 
auf, in sämtlichen Regionen beratende Organe ein-
zurichten und diesen angemessene Ressourcen 
zuzuteilen. Diese beratenden Organe müssen eng 
in die Entwicklung und Umsetzung von Rechtsvor-
schriften und Politiken sowie in die Überwachung 
der Verwirklichung eingebunden werden.12

11  Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.
12  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

AKTIONEN

3.1 Wählen

Veröffentlichung eines Leitfadens für die Kommu-
nikation politischer Entscheidungsträger, Partei-
en und Gremien mit Menschen mit Behinderung 
(Braille, Leichte Sprache, Gebärdensprache, tech-
nische Hilfen, …).

Veröffentlichung eines Leitfadens zur zugängli-
chen Gestaltung der Wahllokale.

Förderung der Inklusionskompetenz (soziale
Kompetenz im Umgang mit Menschen mit Behin-
derung) im Rahmen eines verpfl ichtenden Kurses 
zur politischen Bildung aller Menschen (z.B. in 
Schulen, im Erwachsenenbildungsbereich, …).

Zugängliche Gestaltung der politischen Diskus-
sionen und öffentlichen Veranstaltungen (durch 
die Nutzung von Gebärdensprachdolmetschern, 
Leichter Sprache, Schriftdolmetschern und Induk-
tionsschleifen, …).
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Unterstützung der Verbände und Vereinigungen 
bei ihrer Gründung sowie bei Neustrukturierungen.

Ausbau von Schulungsmodulen für die Vereini-
gungen und Verbände über die UN-Konvention, 
den Aktionsplan und deren Umsetzung.

Förderung von Informationsveranstaltungen durch 
Verbände und Vereinigungen  zu behindertenpoli-
tischen Themen.

Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Vereinigungen und Verbänden.

3.3  Vereinigungen von und für Menschen mit 
Behinderung

Schaffung weiterer kommunaler Beiräte für die Be-
lange von Menschen mit Behinderung als relevante 
Partner bzw. Schaffung anderer Partizipationsmög-
lichkeiten für Personen mit Behinderung in der Ge-
meindepolitik.

Informationen über die Rechte und P� ichten von 
Personen mit Behinderung, um ihnen selbstbestimm-
te Entscheidungen zu ermöglichen.

Unterstützung von Projekten und Maßnahmen, die 
darauf abzielen, behinderte Personen zu befähi-
gen, ihre Bedürfnisse zu äußern und selbstbestimmt 
zu handeln.

Durchführung regelmäßiger Diskussionsforen „Per-
sonen mit Behinderung im Dialog mit Politikern“.

3.2  Selbstvertretung

3.4 Forum

Unterstützung von Menschen mit geistiger Behin-
derung und mit Lernbehinderungen, um an der 
Wahl teilnehmen zu können (z.B. durch die Nut-
zung der Leichten Sprache, durch Sensibilisie-
rungen und Übungswahlcomputer).

Sensibilisierung der Mediziner über die Fähigkei-
ten, die Rechte und die Pfl ichten von Personen mit 
Behinderung, um das Nichtwählen aufgrund von 
Behinderung zu reduzieren.

Förderung der Partizipation von Kindern und Jugend-
lichen mit Behinderung am politischen Leben.

Schaffung und öffentliche Förderung eines Dachver-
bandes „Forum der Vereinigungen und Verbände 
von und für Menschen mit Behinderung“ (VoG 
oder Stiftung), welcher durch eigene Mitarbeiter und 
Personen mit Behinderung die Interessensvertretung 
aller Vereinigungen und Verbände von und für Men-
schen mit Behinderung übernimmt.

Berücksichtigung des Forums als vertretungsbe-
rechtigte Einrichtung bei Erweiterungen von Gremi-
en und Verwaltungsräten.

  Vernetzung der Interessensvertretung von 
            Menschen mit Behinderung mit anderen Anti-
             diskriminierungsverbänden (Menschen-
       rechts-, Frauen-, Migranten-, Kinderrechts- 
                organisationen, ...).
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4. Bildung

Die UN-Konvention setzt in Artikel 24 ganz klar 
auf inklusiven Unterricht und somit auf den Abbau 
des Sonderunterrichts. Nicht die Behinderung 
des Kindes soll die Schulwahl bestimmen, son-
dern seine Interessen, Möglichkeiten und Talente. 
Sonderunterricht muss die Ausnahme bleiben.13

Menschen mit Behinderung können gemeinsam 
mit allen anderen zur Schule gehen und sich 
weiterbilden. Die Rahmenbedingungen des Bil-
dungswesens der Deutschsprachigen Gemein-
schaft sind so ausgerichtet, dass sie den Bedürf-
nissen aller Schüler gerecht werden und somit die 
Chancengerechtigkeit gewährleistet wird. So wird 
in der Schule ein gemeinsames Miteinander be-
hinderter und nicht behinderter Menschen gelebt. 

ZIELSETZUNGEN

4.1 Vorschule, Bildung und außerschulische 
Betreuung
Menschen mit Behinderung können Bildungsab-
schlüsse erwerben und sich entsprechend den 
individuellen Interessen und Möglichkeiten quali-
fi zieren. Sie nehmen wann immer möglich an den 
regulären Bildungsangeboten teil. In den Fällen, 
wo dies nicht möglich ist, sorgt die Gemeinschaft 
für individuell angepasste Bildungsangebote. 

4.2  Förderpädagogik und Befähigung der Lehrer
Die Lehrer in den Bildungseinrichtungen in der DG 
wenden in ihrem Unterricht förderpädagogische 
Methoden im Umgang mit Menschen mit Behinde-
rung an und werden im Bereich der individuellen 
und differenzierten Förderung weiter geschult. Es 
stehen ausreichend Ressourcen für den inklusiven 

Unterricht zur Verfügung. Alle Schüler erhalten 
eine Förderung, die ihren Bedürfnissen gerecht 
wird. Dies bedarf einer verstärkten Differenzierung 
im Unterricht.

4.3 Weiterbildung von Menschen mit 
Behinderung
Menschen mit Behinderung können zusätzliche 
Qualifi kationen erwerben, das lebenslange Ler-
nen nutzen und sich entsprechend den persön-
lichen Interessen und Möglichkeiten weiterbilden. 
Sie nehmen an den allgemeinen Weiterbildungs-
angeboten teil. Das lebenslange Lernen wird für 
Menschen mit Behinderung angepasst und geöff-
net. Die Weiterbildungsangebote bieten die not-
wendige Unterstützung und Methodik.

4.4 Schulung und Weiterbildung der Fachkräfte 
Die Lehrer, Sozialarbeiter, Begleitpersonen, Dienst-
leistungserbringer und andere Menschen, die in ih-
rem berufl ichen Umfeld mit Personen mit Behinde-
rung arbeiten, diese begleiten oder fördern, sind im 
Umgang mit Menschen mit Behinderung geschult. 
Die Menschen sind ihnen willkommen und sie ge-
hen auf ihre individuellen Bedürfnisse ein. Men-
schen, die mit behinderten Personen arbeiten, bil-
den sich regelmäßig weiter und tragen so aktiv zu 
einer inklusiven Gesellschaft und zur Befähigung 
der Menschen mit Behinderung bei.

13  Gutachten des Interföderalen Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus und der Diskriminierungen vom 5. Mai 2014.
14 Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.
15  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

AKTIONEN

4.1 Vorschule, Bildung und außerschulische 
Betreuung

Weiterentwicklung der bestehenden Regelschulen 
zu inklusiven Schulen.

Ausbau der bestehenden Beratungs- und Diag-
nostikangebote zur bestmöglichen Vorbereitung 

Sie emp� ehlt konkret, eine klare Ausrichtung zu 
geben für die Einführung eines echten inklusiven 
Schulsystems, welches offen ist für alle Kinder  
mit Behinderungen. Dieser Prozess  könnte bei-
spielsweise durch Pilotprojekte (capacity buil-
ding) gestartet werden und progressiv durch 
Netzwerkaustausch weitergeführt werden.14

Er emp� ehlt außerdem, sicherzustellen, dass 
inklusive Bildung Bestandteil der Grundausbil-
dung der Lehrpersonen an Hochschulen sowie der 
regelmäßigen Weiterbildung am Arbeitsplatz ist.15
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und Begleitung der Familien und der Schule auf 
die Anforderungen der schulischen Inklusion.

Ermittlung der individuellen Bedürfnisse und 
Fähigkeiten der Schüler zum Ausbau ihrer syste-
matischen und differenzierten Förderung:

•  in Vor-, Primar-, Sekundar- und Hochschule

•  im Rahmen der Lehre

•  in allen Bereichen des lebenslangen Lernens

Dekretale Verankerung eines Nachteilsausgleichs 
für Schüler mit Behinderung:

•   Berücksichtigung der Behinderung bei der 
Prüfungsform

•  Notenschutz

•   Optimierung der Lesbarkeit von Schulbü-
chern und Texten für blinde und sehbehin-
derte Schülerinnen und Schüler

•   Gebärdensprache (Lautsprachlich Begleiten-
des Gebärden, Deutsche Gebärdensprache) 
in der Regelschule

Bezeichnung von Ansprechpartnern für die Belan-
ge von Schülern mit Behinderung in allen Schulen.

Aufbau von vernetzten und abgestimmten Zustän-
digkeiten und Aufgabenbereichen zwischen Kalei-
do, dem Zentrum für Förderpädagogik, dem Minis-
terium der DG und der Autonomen Hochschule.

Evaluation von Maßnahmen zur Inklusion durch 
die Qualitätssicherung und die interne und externe 
Evaluation der Schulen.

Information und Sensibilisierung in den Schulen 
für Eltern, Lehrer und Schüler unter Beteiligung 
der Betroffenen durch kontinuierlichen Dialog zur 
Inklusion und Teilhabe:

•   Inklusion als Thema bei Informationsveran-
staltungen mit Eltern

•   Inklusion als Thema bei pädagogischen 
Konferenztagen für Lehrer und Schulleitung

•   Gemeinsame und schulübergreifende Feste 
und Veranstaltungen in Kindergärten, Primar-, 
Sekundar- und Hochschulen zum Abbau von 
Barrieren

Auswertung der Projekte „Inklusiver Schulcampus“ 
Bütgenbach, Eupen und St. Vith. 

Garantieren einer Anlaufstelle für Studenten mit 
Behinderung hinsichtlich Studienwahl, Studienbe-
gleitung, angemessene Vorkehrungen und Unter-
stützungsangebote.

Weiterentwicklung der Kinderkrippen, des Tages-
mütterdienstes und der außerschulischen Betreu-
ung zu vollständig inklusiven Angeboten:

•   Weiterbildung des Begleitpersonals zum Aus-
bau ihrer Angebote zu vollständig inklusiven 
Angeboten

•   Ausbau von Begleitmöglichkeiten von Kin-
dern mit Behinderungen bei Tagesmüttern, in 
Kinderkrippen sowie in der außerschulischen 
Betreuung 

Schaffung einer nachschulischen Betreuung für 
Sekundarschüler mit ausgeprägter Behinderung.

4.2  Förderpädagogik und Befähigung der Lehrer

Aus- und Weiterbildungen sowie Unterstützungs-
maßnahmen zur Förderung der Inklusionskompe-
tenz für das Unterrichtspersonal in der DG:

•   Einrichtung eines Moduls „Inklusion und be-
sonderer Förderbedarf“ in der Grundausbil-
dung der Lehrer an der Autonomen Hoch-
schule 

•   Einführung einer Weiterbildung zur Förderung 
der Inklusionskompetenz für Lehrer, Ausbil-
der, Lehrlingssekretäre und Praktikumsbe-
gleiter

•   Einrichtung eines Studiengangs „Pädagogik 
der besonderen Bedürfnisse – Inklusion in 
der DG“
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Ausbildung und Einsatz von Schul- und Lernbe-
gleitern.16 

Sensibilisierung zur Nutzung von und Schaffung 
zusätzlicher Möglichkeiten zur Ausbildung von 
Lehrern mit Behinderung.

Schaffung von Möglichkeiten der Assistenz von 
Lehrern mit Behinderung im Unterricht.

4.3 Weiterbildung von Menschen mit 
Behinderung

Systematische Öffnung aller Weiterbildungsange-
bote auf Menschen mit Behinderung und punktu-
eller Aufbau von spezifi schen Angeboten.

Förderung von (grenzüberschreitenden) Aus-
tauschprojekten im Bildungsbereich.

16  Schul- und Lernbegleiter sind Personen, die Schüler im Unterricht bei der täglichen Arbeit begleiten und unterstützen. Dies muss nicht zwingend ein Förderpä-
dagoge sein und kann somit von ehren- oder hauptamtlichen Personen übernommen werden, u.a. auch von Pensionierten. Diese Personen sind zusätzlich zum 
Förderlehrer im Unterrichtsraum.

4.4 Schulung und Weiterbildung der Fachkräfte

Förderung der Möglichkeiten für die Bevölkerung 
zur Kommunikation mit Menschen mit Behinderung.

Befähigung und Einsatz ehrenamtlicher Inklusi-
onshelfer in verschiedenen Lebensbereichen.

Erarbeitung eines gemeinsamen Konzepts zur 
Durchführung von behinderungsbezogenen Wei-
terbildungen. 

Angebot von Schulungen, Supervision und Coa-
ching zur praktischen Umsetzung der UN-Kon-
vention im Arbeitsalltag der Fachkräfte.

Erstellung einer Broschüre mit Erklärungen zu 
konzeptuellen Begriffen im Behindertenbereich.

Erstellung von Informationsmaterial über die 
Auswirkungen  der verschiedenen Behinde-

                     rungen in den unterschiedlichen Lebens-
                    bereichen.

16  Schul- und Lernbegleiter sind Personen, die Schüler im Unterricht bei der täglichen Arbeit begleiten und unterstützen. Dies muss nicht zwingend ein Förderpä-

Auswirkungen  der verschiedenen Behinde-Auswirkungen  der verschiedenen Behinde-Auswirkungen
                     rungen in den unterschiedlichen Lebens-
                    bereichen.                    bereichen.
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5. Beschäftigung und beru� iche Ausbildung

Der Ausschuss emp� ehlt dem Vertragsstaat, alle 
notwendigen gesetzlichen und Fördermaßnahmen 
zu treffen, um das Recht auf Beschäftigung für 
Menschen mit Behinderungen sowohl im privaten 
als auch im öffentlichen Sektor zu garantieren.17

Menschen mit Behinderung können einer sinnvol-
len und wertvollen Beschäftigung nachgehen, die 
ihren Fähigkeiten entspricht und sie aktiv gesell-
schaftlich einbindet. Diese Beschäftigung lässt sie 
Selbstwirksamkeit erfahren und ihre Gestaltungs-
kompetenzen entdecken. 

ZIELSETZUNGEN

5.1  Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt
Die Beschäftigungsquote der Personen mit Behin-
derung unterscheidet sich nicht von der allgemein-
en Beschäftigungsquote. Insbesondere Frauen 
mit Behinderung haben einen gleichberechtigten 
Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung. Den 
behinderten Personen werden bei Bedarf indi-
viduell an ihre Fähigkeitsprofi le angepasste Be-
schäftigungsmöglichkeiten angeboten.

5.2 Erstausbildung sowie beru� iche Aus- und 
Weiterbildung
Berufsbildungszentren in der DG passen ihre 
Angebote bedarfsgerecht an, so dass der Aus-
zubildende mit Behinderung die nötige Unter-
stützung erhält, um erfolgreich an Ausbildungen 
teilnehmen zu können. Durch relevante Weiterbil-
dungen passen sich Personen mit Behinderung 
in ihrem Wissen und Können den Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt an und erhalten so konkre-
te Aufstiegsmöglichkeiten. Das Bildungssystem in 
der DG gewährleistet die Durchlässigkeit der ver-
schiedenen Ausbildungsformen. 

5.3 Übergang Schule-Arbeitsmarkt
Die Einrichtungen in der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft verfügen über gute Arbeitsinstrumen-
te, die den Übergang von der Schule in das Be-

rufsleben professionell vorbereiten und begleiten. 
Nach dem Schulabschluss können Schüler mit 
Behinderung daher ungeachtet ihrer bisherigen 
schulischen Laufbahn eine Arbeitsstelle fi nden 
oder eine weiterführende qualifi zierende Ausbil-
dung absolvieren.

5.4 Unterstützte Beschäftigung
In der DG erhält jeder Mensch mit Vermittlungs-
hemmnissen personenzentrierte Maßnahmen der 
Unterstützten Beschäftigung prioritär auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt oder in der Sozialöko-
nomie. Die Unterstützte Beschäftigung ist vollwer-
tiger und integraler Teil des berufl ichen Eingliede-
rungswegs in der DG. 
 
5.5 Zusammenarbeit Unternehmenswelt – DPB
Informationen bezüglich der aktuellen Entwick-
lungen und der Arbeitsabläufe in den Betrieben 
stehen zur Verfügung. So werden geeignete Per-
sonen für Nischenarbeitsplätze vermittelt. Die 
Unternehmen, die eine Person mit Behinderung 
beschäftigen, erhalten eine angemessene fi nan-
zielle und beratende Unterstützung, die es ihnen 
ermöglicht, die Aufgaben so zu gestalten, dass 
sie den Fähigkeiten und der Belastbarkeit des in-
dividuellen Arbeitnehmers entsprechen.

5.6 Sozialökonomie
Die Sozialökonomie/Solidarökonomie ist voll-
wertiger und integraler Teil des berufl ichen Ein-
gliederungswegs in der DG und umfasst auch 
angepasste Arbeitsplätze und Beschäftigungs-
maßnahmen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

17  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.
18  Personen mit Behinderung in Belgien und die (Nicht-) Respektierung der durch die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

garantierten Menschenrechte und der Grundfreiheiten.

Dennoch lehnten die Anwesenden in den Fokus-
gruppen den geschützten Arbeitsmarkt nicht 
grundsätzlich ab. Vielmehr sei er infolge der man-
gelnden Chancen von Personen mit Behinderung 
in einem von marktwirtschaftlichen Prinzipien 
dominierten Arbeitsplatz auch weiterhin nötig.18
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AKTIONEN

5.1 Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt

Einführung einer Sozialklausel für die Aufträge 
öffentlicher Einrichtungen:

•   verstärkte Berücksichtigung von Betrieben, 
die Menschen mit Behinderung beschäfti-
gen, bei der Auftragsvergabe im Rahmen 
öffentlicher Ausschreibungen

•   Auslagerung von gewissen Aktivitäten der 
öffentlichen Hand an Beschützende Werkstät-
ten bzw. an Sozialbetriebe (z.B. Grünpfl ege,
digitales Archivieren, …)

Quote zur Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderung:

•   Schaffung eines Erlasses zur Bestimmung 
einer Mindestquote der Beschäftigung von 
Personen mit Behinderung im öffentlichen 
Dienst und in öffentlichen Einrichtungen

•   Schaffung einer Quote in privaten Unterneh-
men (anderenfalls Zahlung einer Ausgleichs-
abgabe oder Vergabe von Aufträgen an 
Sozialbetriebe, …)

Öffentlichkeitswirksame Verwendung von regionalen 
Produkten an deren Herstellung Personen mit Behin-
derung und schwervermittelbare Menschen beteiligt 
sind (z.B. bei Veranstaltungen, als Präsente,…).

Inklusive Bewerbungsverfahren:

•   Einbeziehung aller qualifi zierten Bewerber mit 
Behinderung in Bewerbungsverfahren

•   Gewährleistung der erforderlichen angemes- 
senen Vorkehrungen in den Bewerbungsverfahren 

Allianz der Sozialpartner, Behörden, Ausbildungs-
institutionen, Privat-, Sozial-/Solidarwirtschaft für 
die Beschäftigungsförderung von Menschen mit 
Behinderung: 

•    Schaffung eines Netzwerks aller Dienste im Aus-
bildungsbereich zur Organisation von gemein-
samen Weiterbildungen, Austauschtreffen, …

•    Defi nition von Zielvereinbarungen zur Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderung

Ausbildung und Einsatz von Arbeitsplatzbeglei-
tern, Arbeitsplatzassistenten und Jobcoachern 
sowie Schaffung einer Arbeitsassistenz.

Kooperation mit den Interimbüros für den Einstieg 
in ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis von Personen 
mit Behinderung.

5.2 Erstausbildung sowie beru� iche Aus- und 
Weiterbildung

Förderung von Ausbildungs- und Praktikumsplät-
zen für Personen mit Behinderung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt:

•   Beteiligung behinderter Jugendlicher an den 
Schnuppertagen

•   Beteiligung behinderter Jugendlicher am 
„Girls‘ Day“ bzw. „Boys‘ Day“

•   Einführung eines „Duo-Day“ in der DG

•   Förderung von Studentenjobs für Personen 
mit Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt

•   Sensibilisierung der Arbeitgeber zur Beschäf-
tigung von Personen mit Behinderung im Rah-
men von Praktikumsverträgen (Praktikantenpool)

•   Schaffung von zusätzlichen (Teil-) Qualifi zie-
rungen in unterschiedlichen Berufen / Berufs-
bereichen, insbesondere im Sozialbereich (Al-
tenpfl ege, Familienhilfe und Kinderbetreuung) 

•   Einführung der Differenzierten Berufsausbil-
dung (DiBA) in der DG (verlängerte Laufzeit 
der dualen Ausbildung, variabler Lernrhyth-
mus, Nachteilsausgleich, Ausbildungsas-
sistenz), einschließlich der Anpassung der 
Zugangsbedingungen zur Lehre und des 
Praktikerzertifi kats.
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5.3 Übergang Schule-Arbeitsmarkt

Schaffung bzw. Weiterentwicklung bedarfsgerech-
ter Beratungen bei der Berufsorientierung.

Befähigung der Eltern, Angehörigen und behin-
derten Menschen bei der Ausbildungs- und 
Arbeitsplatzsuche.

Vermittlung von Personen mit Behinderung in Au-
Pair–Stellen, Auslandsaufenthalte und -praktika.

5.4 Unterstützte Beschäftigung

Für Menschen mit Vermittlungshemmnissen wird 
das Instrument der Unterstützten Beschäftigung 
von allen Beschäftigungs-, Ausbildungs- und 
Qualifi kationsträgern angewandt: 

•   Schaffung von spezifi schen Maßnahmen, um 
Personen langfristig eine existenzsichernde 
Beschäftigung in einem Betrieb zu sichern.

Förderung der Unterstützten Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung durch kontinuierliche 
Weiterentwicklung von zielgruppenorientierten Be-
gleitmaßnahmen auf dem ersten Arbeitsmarkt.

5.5 Zusammenarbeit Unternehmenswelt - DPB

Sensibilisierung von Vorgesetzten, Führungskräf-
ten und Personalverantwortlichen zum Thema „In-
klusives Unternehmen“ zur Fachkräftesicherung 
und zur Schaffung von Ausbildungsplätzen.

Verstärkte Berücksichtigung von Mehrfachdiskrimi-
nierung (Migrationshintergrund, Frauen, Alter, …) 
bei der Schaffung von Beschäftigungsprojekten.

Schaffung von Beauftragten zur Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderung in den mittleren 
und großen Unternehmen.

5.6 Sozialökonomie

Weiterentwicklung der Beschützenden Werkstätten
zu leistungsstarken Unternehmen in der Sozial-/
Solidarökonomie: 

•   Erschließung neuer und Weiterentwicklung 
bestehender Tätigkeitsbereiche

•   Förderung von Außengruppen der Beschüt-
zenden Werkstätten in anderen Unternehmen 

•   Ausbau spezieller Arbeitsförderbereiche für 
Menschen mit sehr hohem Förderbedarf

Weiterentwicklung der Tagesstätten zu Diensten
für Tagesaktivitäten (DTA), die Aktivitäten mit 
gesellschaftlichem Nutzen für Personen mit Behin-
derung fördern.
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6. Wohnen

Beim Thema Wohnen möchten wir daran erinnern, 
was in Artikel 19 der UN-Konvention gefordert wird, 
nämlich die Zusicherung weitestgehender Auswahl-
möglichkeiten im Bereich Wohnen und größtmög-
licher Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe.19

Menschen mit Behinderung können selbst über ihr 
Leben bestimmen und erhalten im häuslichen und 
familiären Umfeld die für sie notwendige Unterstüt-
zung. Die Ziele und Wünsche des Menschen mit 
Behinderung, der Grad seiner Selbstständigkeit 
und der Umfang seines Unterstützungsbedarfs 
werden bei der Wahl der Wohnform und der indivi-
duell zugeschnittenen Unterstützung berücksich-
tigt. In den Tagesaktivitäten und in den Wohnfor-
men gibt es weiterhin keine Wartelisten.

ZIELSETZUNGEN

6.1  Gesellschaftlich eingebundenes Wohnen
Menschen mit Behinderung leben in Wohnformen, 
die in einen breiten gesellschaftlichen Rahmen ein-
gebunden sind. Sie sind nicht nur räumlich und ma-
teriell, sondern auch persönlich und sozial zugäng-
lich gestaltet. Die Wohnangebote in der DG sind in 
ihrer Form und der Begleitintensität größtmöglich 
gestaffelt. Unabhängig davon, ob eine Person al-
lein, als Paar oder in einer Wohngemeinschaft lebt, 
erhält sie die nötige materielle sowie ambulante 
personelle Unterstützung, um ihren Wohnalltag so 
selbstständig wie möglich zu bewältigen. 

6.2 Unterstützung der Familien
Familien mit Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derung werden von Beginn an bei der Förderung 
des Kindes begleitet. Die Begleitung beruht auf 
dem Grundsatz der Partnerschaft und dient vor-
nehmlich der Bereitstellung von Wissen sowie der 
Aufzeigung und Entwicklung von Möglichkeiten 
und der Erarbeitung individueller Begleitmaßnah-
men. Die Eltern, Geschwister und Kinder behin-
derter Menschen erfahren die notwendige Befä-
higung, Unterstützung, Entlastung und Begleitung 
im Umgang mit ihren behinderten Familienmit-

gliedern. Sekundäre Maßnahmen im nicht famili-
ären Rahmen dienen der Entlastung der Familien 
und dem Aufbau von Bezugspersonen außerhalb 
der Familie.

6.3 Partnerschaft und Sexualität
Das Recht der Menschen mit Behinderung auf ein 
selbstbestimmtes Sexualleben ist anerkannt. Men-
schen mit Behinderung erhalten altersgerechte 
und ggf. spezifi sche Beratungen.

6.4 Begleitung in der Freizeit
Das Recht der Menschen mit Behinderung 
auf eine gleichberechtigte Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben ist anerkannt. Menschen mit 
Behinderung erhalten Beratung und Unterstüt-
zung bei der Suche und Inanspruchnahme von 
Freizeitangeboten.

19  Gutachten des Interföderalen Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus und der Diskriminierungen vom 5. Mai 2014.
20  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

AKTIONEN

6.1 Gesellschaftlich eingebundenes Wohnen

Schließlich emp� ehlt es sich, allen Menschen mit 
Behinderungen den Zugang zu ihrem Alter ent-
sprechender Information und Bildung zur Fort-
p� anzung und Familienplanung zu gewähren.20

Schaffung von sektoren- und generationsübergrei-
fenden Wohn- und Aufenthaltsangeboten.

Sensibilisierung von Vermietern zur Bereitstellung 
von erschwinglichem, zugänglichem und zen-
trumsnahem Wohnraum sowie Anpassung der 
Gesetzgebung im sozialen Wohnungsbau zur 
Einführung einer Mindestquote an zugänglichen 
Wohnungen.

Schaffung eines Verhaltenskodexes zur Wahrung 
der Privatsphäre in allen begleiteten Wohnformen.

Ausbau von inklusiven Begegnungsorten in den 
Ortsmitten für Menschen, die soziale Kontakte 
suchen und an Aktivitäten teilhaben möchten.
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Förderung der Nachbarschaftshilfe zur Unterstüt-
zung von Menschen mit Behinderung im Alltag 
und in Notsituationen.

Schulung der Richter und der Verwalter für 
Menschen mit Behinderung zur Umsetzung der 
Selbstbestimmung behinderter Menschen.

Weiterentwicklung des Begleitkonzeptes „Wohn-
heim“ hin zum Begleitkonzept „Kleine inklusive 
gemeindenahe Wohngruppen“.

6.2 Unterstützung der Familien

Information, Beratung und Befähigung von Eltern 
im Umgang mit ihren Kindern und Jugendlichen 
mit Behinderung.

Ausbau und Diversifi zierung der Entlastungsange-
bote zur Vermeidung vollstationärer Aufnahmen. 

Ausbau von Informations- und Weiterbildungsan-
geboten für Familienangehörige von Menschen 
mit Behinderung.

Weiterentwicklung der Einbeziehung von Ehren-
amtlichen in der Freizeitbegleitung von Menschen 
mit Behinderung in den Wohnheimen.

Sicherung von ausreichenden Notaufnahmeplät-
zen (beispielsweise in akuten Situationen).

6.3 Partnerschaft und Sexualität

Ausbau von spezifi schen Beratungsangeboten für 
Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen.

Unterstützung von Menschen mit Behinderung zur 
Inanspruchnahme ihrer Rechte auf Partnerschaft 
und Sexualität.

6.4 Begleitung in der Freizeit

Ausbau von spezifi schen Unterstützungsmöglich-
keiten für Menschen mit Behinderung und ihre An-
gehörigen bei der Inanspruchnahme ihrer Rechte.

 von Menschen 
in den Wohnheimen.

Notaufnahmeplät-
 (beispielsweise in akuten Situationen).

Notaufnahmeplät-
 (beispielsweise in akuten Situationen).

29

DPB_Broschüre_Inklusion_2015_A4_4c_V4.indd   29 21.04.2015   11:12:36



7. Freizeit, Kultur und Sport

Das Konzept der angemessenen Vorkehrungen 
steht zentral im heutigen Denken und Handeln um 
das Thema „Behinderung“.21

Menschen mit Behinderung können die Ange-
bote im Freizeit-, Kultur und Tourismusbereich 
uneingeschränkt nutzen, sind somit gesellschaf-
tlich einbezogen und erleben die Gesellschaft ge-
meinsam mit anderen.

ZIELSETZUNGEN

7.1  Freizeit- und Ferienangebote
Kinder, Jugendliche und Erwachsene mit Behin-
derung nehmen die allgemeinen Angebote im 
Freizeit-, Jugend-, Sport-, Sozial-, Erwachsenenbil-
dungs- und Kulturbereich in Anspruch und nehmen 
aktiv an der Gestaltung dieser Angebote teil: 

•   Menschen mit Behinderung erwerben die not-
wendigen Qualifi kationsnachweise zur Beglei-
tung von Jugend-, Sport- und Kulturgruppen

•   Sie erhalten bei Bedarf seitens geschulter 
Trainer und Animatoren die Unterstützung, 
die sie benötigen

•   Informations-, Kultur- und andere öffentliche Ver-
anstaltungen können von allen Menschen unab-
hängig von ihrer Behinderung besucht werden

7.2  Tourismus
Das Tourismusangebot in der DG ist barrierefrei.

7.3  Förderung der Kultur- und Medienkompetenz
Menschen mit Behinderung werden in der Entde-
ckung und Ausübung ihrer individuellen kulturellen, 
künstlerischen und sozialen Kompetenzen geför-
dert. Menschen mit Behinderung haben Zugang 

zu Informationen, Literatur und Medien. Öffentliche 
Bibliotheken und Mediotheken (Schulbibliotheken) 
sind für Menschen mit Behinderung zugänglich 
gestaltet. Sie halten für Menschen mit Behinderung 
entsprechende Angebote zur Nutzung der ver-
schiedenen Medien bereit.

21  Personen mit Behinderung in Belgien und die (Nicht-) Respektierung der durch die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen garantier-
ten Menschenrechte und der Grundfreiheiten.

22 Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.

AKTIONEN

7.1 Freizeit- und Ferienangebote

Schulung zur Förderung der Inklusionskompetenz 
der Animatoren und Trainer über die Bedürfnisse 
von Personen mit Behinderung. Sensibilisierung 
und Schulung von Personen mit Behinderung zur 
Wahrnehmung ehrenamtlicher Aufgaben.

Fallbezogene Unterstützung von Animatoren bei 
der Begleitung von Personen mit Behinderung. 
Fallbezogene Unterstützung von Animatoren mit 
Behinderung beim Erwerb der notwendigen Qua-
lifi kationsnachweise und bei der Begleitung von 
Jugend-, Sport- und Kulturgruppen.

Systematische und verpfl ichtende Berücksichtigung 
angemessener Vorkehrungen bei Veranstaltungen:

•   Aktualisierung und Verbreitung des Faltblatts 
„Zugängliche Veranstaltungen“ 

•   Ermittlung der erforderlichen angemessenen 
Vorkehrungen im Vorfeld aller Veranstaltungen

•   Anschaffung und Verleih von spezifi schem Ma-
terial (z.B. ein mobiles Induktionsschleifensys-
tem, mobile barrierefreie Toilettenanlagen, …)

Koordination der inklusiven und behindertenspezi-
fi schen Aktivitäten von Vereinigungen.

Schaffung und Verwaltung eines Begleiterpools / 
Stewards für Menschen mit Behinderung.

Der Ausschuss bemerkt mit Besorgnis, dass Men-
schen mit Behinderungen in den Medien haupt-
sächlich als Menschen mit De� ziten und unzurei-
chend als Bürger dargestellt werden, die vollwertig 
an der Gesellschaft teilhaben.22
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Öffnung der Angebote von Vereinen, Organisationen 
und Unternehmen für Menschen mit Behinderung.

Förderung von Leistungssportlern mit Behinderung.

7.2 Tourismus

Sensibilisierung und Qualifi zierung der Leistungs-
träger im Tourismus- und Horecabereich:

•   Organisation einer Fachtagung „Barrierefreier 
Tourismus in der DG“

•   Förderung von Projekten zum barrierefreien 
Naturerleben und zur Naturpädagogik 

•   Schaffung besonderer Vorkehrungen zur bar-
rierefreien Nutzung der Badeseen (Strand-
rollstühle, …) und der Naturgebiete (Wald, 
Parks, …) 

•   Förderung barrierefreier Angebote, Kunster-
fahrungs- und Kunstentdeckungsprojekte für 
Menschen mit Sinnesbeeinträchtigung, geis-
tiger Behinderung, … in den Museen

Kennzeichnung von barrierefreien Angeboten in 
den Tourismusveröffentlichungen der DG. 

7.3 Förderung der Kultur- und Medienkompetenz

Förderung behinderter Künstlerinnen und Künstler.

Ausbau der Kooperation zwischen den Dienst-
leistungsanbietern für Menschen mit Behinderung 
und den Kreativen Ateliers.

Förderung von Untertiteln in den Kinos.

Öffnung und Bekanntmachung der Angebote der 
öffentlichen Bibliotheken und Mediotheken für 
Menschen mit Behinderung.

Förderung von barrierefreien Gaststätten und 
Übernachtungsmöglichkeiten:

•   Anpassung der Infrastrukturen

•   Erstellung von Speisekarten in Großschrift 
und Brailleschrift (bzw. mit Piktogrammen 
und in leichter Sprache)

Angebot von Urlaubs- und Erholungsmöglichkeiten
für Eltern mit Kindern mit Behinderung inklusive 
spezifi scher Begleitangebote für die Kinder.
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8. Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung

In den Fokusgruppen wurde nachdrücklich auf die 
Zugänglichkeit von Information verwiesen; sowohl 
hinsichtlich der Notwendigkeit von begreifbarer, 
erreichbarer und vollständiger Information als auch 
hinsichtlich der Möglichkeit, Informationen für ver-
schiedene Gruppen und auf unterschiedliche Art 
zur Verfügung zu stellen.24

Die Menschen erkennen die Besonderheiten des 
anderen an und sind sich bewusst, welche Vor-
aussetzungen Menschen mit Behinderung das 
Leben in der Gesellschaft erleichtern, wie Barri-
eren vermieden werden und welche Handlungen 
ihre gesellschaftliche Einbeziehung fördern. 

ZIELSETZUNGEN

8.1 Information und Sensibilisierung
Die Bürger sowie private und öffentliche Einrichtun-
gen in der DG werden realitätsnah über die Belan-
ge von Menschen mit Behinderung informiert und 
sensibilisiert. 

8.2  Herausstellung positiver Beispiele
Gute Beispiele der Inklusion von Menschen mit 
Behinderung werden der breiten Öffentlichkeit vor-
gestellt. Besonders gelungene Projekte werden 
ausgezeichnet und dienen so als Botschafter des 
Aktionsplans. Menschen mit Behinderung werden 
in den Medien und den Veröffentlichungen der 
Behörden als integraler Bestandteil der Gesell-
schaft und unter Berücksichtigung ihrer Fähigkei-
ten, Fertigkeiten, Verdienste und ihres gesellschaft-
lichen Beitrags dargestellt.

8.3  Medien
Menschen mit Behinderung haben uneinge-
schränkten Zugang zu den öffentlich-rechtlichen 
Radio- und Fernsehsendungen in der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft. Auch private Medi-
eneinrichtungen kommunizieren verstärkt in einer 
zugänglichen Form mit der Öffentlichkeit. 

AKTIONEN

8.1 Information und Sensibilisierung

Bekanntmachung der UN-Konvention in allen öf-
fentlichen und öffentlich-rechtlichen Einrichtungen.

Weiterentwicklung der Sensibilisierungsmaßnahme 
DG Inklusiv, in der Menschen mit Behinderung als 
Experten in eigener Sache handeln.

Förderung der Kompetenzen im Umgang und bei der 
Kommunikation mit Menschen mit Behinderung durch 
die Sensibilisierungsmaßnahme DG Inklusiv für:

•   Mitarbeiter von Unternehmen, Einrichtungen 
und Diensten

•    politische bzw. gesellschaftlich verantwortli-
che Personen

•  Vereinigungen und bei Veranstaltungen 

•   Kinder, Jugendliche und Lehrer im Rahmen 
regelmäßiger und verpfl ichtender Schulungen 
in allen Schulen der DG

Gezielte Sensibilisierung der Bevölkerung für die 
Belange behinderter Menschen über die Medien 
(Radio, TV, Internet, soziale Netzwerke, Plakate, …) 
und andere Veröffentlichungen der öffentlichen Ein-
richtungen in der DG.

Förderung einer öffentlichen Diskussion zum The-
ma „Die DG: eine inklusive Gemeinschaft“.

Der Ausschuss emp� ehlt dem Vertragsstaat, eine 
nationale Strategie zur Sensibilisierung für den In-
halt der Konvention auszuarbeiten und zugängliche 
Informations- und Sensibilisierungskampagnen 
bzgl. der Rechte von Menschen mit Behinderungen 
zu lancieren und in der Öffentlichkeit ein positives 
Bild der Menschen mit Behinderungen und deren 
Beitrag zur Gesellschaft zu fördern.23

23  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.
24  Personen mit Behinderung in Belgien und die (Nicht-) Respektierung der durch die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen garantier-

ten Menschenrechte und der Grundfreiheiten.32
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8.2 Herausstellung positiver Beispiele

Verleihung des Inklusionspreises an besondere
Projekte, die die Inklusion von Menschen mit 
Behinderung leben:

•   Schaffung einer zusätzlichen Preiskategorie 
„zugängliche Kommunikation“

Regelmäßiges Porträtieren von Personen mit 
Behinderung in ihren Aktivitäten, ihren Möglichkei-
ten und ihrer Lebensgestaltung.

Verbreitung von Informationen über gelungene 
Realisierungen aus dem Aktionsplan in den Medi-
en und sozialen Netzwerken.

Menschen mit Behinderung werden gleichwertig 
mit anderen Menschen in den Veröffentlichungen
der DG sowie der geförderten Einrichtungen 
berücksichtigt.

Nutzung nicht-diskriminierender oder nicht-ab-
wertender Bezeichnungen für Personen mit Behin-
derung in allen Veröffentlichungen.

Erstellung einer Broschüre „Standardantworten auf 
abwertende Bemerkungen zum Thema Behinderung“.

Aufnahme von Kriterien der sozialen und räumli-
chen Barrierefreiheit und der Inklusion in die Be-
wertung des Dorfwettbewerbs „Unser Dorf soll 
Zukunft haben“.

Nutzung des Logos „DG Inklusiv 2025“ zur Kenn-
zeichnung von Maßnahmen zur Umsetzung des 
Aktionsplans.

8.3 Medien

Zugänglichkeit von Radio- und Fernsehsendungen, 
insbesondere Nachrichtensendungen, beispiels-
weise durch die

•  Nutzung von Leichter Sprache

•   Einblendung von Gebärdensprachüberset-
zungen 

•  Einblendung von Untertiteln
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9. Anpassung aller Regeln und Normen

Die Gesetzgebung ermutigt, befähigt und fördert 
die volle gesellschaftliche Teilhabe und Gleichbe-
rechtigung von Menschen mit Behinderung. 

ZIELSETZUNGEN

9.1 Rechtliche Kohärenz
Alle gemeinschaftlichen und kommunalen Rechts-
texte (Dekrete, Erlasse, Rundschreiben, Beschlüs-
se, Übereinkünfte, …) stimmen mit den Bestim-
mungen und Grundsätzen der UN-Konvention 
überein. 

9.2  Rechtliche Rahmenbedingungen
Die Deutschsprachige Gemeinschaft und die lokalen 
Behörden haben die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen geschaffen, die eine vollständige Umsetzung 
der UN-Konvention im jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich ermöglichen. Personen mit Behinderung und 
die sie vertretenden Vereinigungen und Verbände 
werden proaktiv an Gesetzgebungsverfahren betei-
ligt, welche sie direkt oder indirekt betreffen.

AKTIONEN

9.1 Rechtliche Kohärenz

Überprüfung der bestehenden Gesetzgebung in 
allen Zuständigkeitsbereichen der DG und Herstel-
lung der rechtlichen Kohärenz mit der UN-Konven-
tion ggf. durch die Schaffung neuer Rechtstexte.

Anpassung der bestehenden Gesetzgebung der 
untergeordneten Behörden an die Bestimmungen 
der UN-Konvention.

Anpassung der bestehenden Regelungen der von 
der DG abhängigen Einrichtungen an die Bestim-
mungen der UN-Konvention.

Der Ausschuss emp� ehlt dem Vertragsstaat, einen 
Harmonisierungsprozess einzuleiten, um seine ge-
samten nationalen Rechtsvorschriften den Verp� ich-
tungen der Konvention anzupassen.25

25  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.
26 Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.

Die Kommission emp� ehlt weitere Fortbildungsan-
gebote, um Menschen mit Behinderungen zu befähi-
gen, in Vereinen und Organisationen sowie in öffentli-
chen Gremien und Körperschaften Verantwortung zu 
übernehmen.26

9.2 Rechtliche Rahmenbedingungen

Überprüfung aller neuen Rechtstexte vor ihrer Ver-
abschiedung auf ihre Vereinbarkeit mit den Bestim-
mungen der UN-Konvention (z.B. nach dem Modell 
des Offi ce des Personnes Handicapées au Qué-
bec – OPHQ) und Einführung einer verpfl ichtenden 
vorherigen Folgenabschätzung über die Auswir-
kungen aller Beschlüsse der Regierung auf Men-
schen mit Behinderung.

Regelung der Funktionsweise und der Aufgaben 
des Focal Points „UN-Konvention“ durch ein Dekret.

Ergreifung einer Gesetzesinitiative zur Anerken-
nung der Gebärdensprache im PDG.
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10. Wissensbasierte und transversale Politik

Alle öffentlichen und privaten Einrichtungen und 
Akteure sind an der Verwirklichung einer inklusi-
ven Gesellschaft beteiligt. Sie sammeln im Rah-
men ihrer Zuständigkeitsbereiche Informationen, 
die es der Gesellschaft ermöglichen, die Inklusi-
on von Menschen mit Behinderung in allen Berei-
chen proaktiv zu fördern.

ZIELSETZUNGEN

10.1 Gesamtpolitische Herangehensweise
Die Belange von Menschen mit Behinderung 
fi nden in allen gesellschaftspolitischen Konzepten
und Initiativen in der Deutschsprachigen Gemein-
schaft Berücksichtigung.

10.2  Koordination der Umsetzung 
der UN-Konvention
Die Projektträger und die Einrichtungen und Behör-
den auf Gemeinschafts- und lokaler Ebene haben 
spezifi sche Ansprechpartner für die Umsetzung der 
UN-Konvention bezeichnet. Sie können bei der Um-
setzung des Aktionsplans und der UN-Konvention 
auf die fachliche Beratung der DPB zurückgreifen.

10.3  Bestandsaufnahme
Die Nutzung der Angebote durch die Menschen mit 
Behinderung wird von den verschiedenen Behörden 
der DG im Rahmen ihrer Zuständigkeit erfasst und 
die Ergebnisse in die weiteren strategischen und po-
litischen Planungen einbezogen.

10.4  Synergien
Synergien zwischen der DPB und anderen Partnern 
tragen dazu bei, die Zielsetzungen dieses Aktions-
plans zu verwirklichen.

AKTIONEN

10.1 Gesamtpolitische Herangehensweise

Berücksichtigung der Belange der Menschen mit 
Behinderung in allen Aktionsplänen, Strategien und 
Konzepten in der DG und Einführung von Indikato-
ren zur Verbesserung der Inklusion von Menschen 
mit Behinderung.

Fortbildung der für strategische und konzeptuelle 
Fragen verantwortlichen Mitarbeiter im öffentlichen 
Dienst zu den Themen Menschenrechte, Rechte 
von Menschen mit Behinderung und menschen-
rechtsbasierte Politik.

Berücksichtigung der Belange von Menschen mit 
Behinderung in den Maßnahmen der DG im Be-
reich der Entwicklungshilfe.

Berücksichtigung der spezifi schen Beschwerden 
von Personen mit Behinderung durch die Öffnung 
der bestehenden Beschwerdestellen der DG.

Er ersucht, dass der Vertragsstaat unmittelbar den 
Schutz vor Diskriminierung, einschließlich der Diskri-
minierung durch Assoziierung, verbessert und zwar 
durch Maßnahmen positiver Diskriminierung und 
Sensibilisierung sowie Schulung der Beamten auf 
allen Ebenen.27

27  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.
28 Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.

Sie ist positiv beeindruckt von der Einstellung und 
der Effizienz der Mitarbeitenden, für anstehende 
Bedarfe Lösungen zu � nden und serviceorientiert zu 
arbeiten.28
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10.2  Koordination der Umsetzung 
der UN-Konvention

Bezeichnung eines Ansprechpartners „UN-Kon-
vention“ in jeder Gemeinde, in jeder (para)gemein-
schaftlichen Einrichtung, in jedem Kabinett und in 
allen von der DG geförderten Einrichtungen und 
Diensten.

Erarbeitung und Anwendung eines Modells der Of-
fenen Koordination zwischen den verschiedenen 
Projektpartnern in der Umsetzung der UN-Konven-
tion (Begleitgremium, Austausch guter Praktiken, 
Kooperationen, Abstimmung von Leitlinien und Zie-
len, Erhebung von Daten, …).

Förderung des systematischen Austauschs zwi-
schen den Mitarbeitern der Einrichtungen und 
Dienste im Behindertenbereich.

Förderung des Austauschs zwischen den Mitarbei-
tern aus dem Kultur-, Sozial-, Unterrichts- und Ge-
sundheitssektor der DG (Veranstaltung nach dem 
Modell des „Colloque CAP48“).

10.3  Bestandsaufnahme

Schaffung einer ressortübergreifenden Prozedur 
zur Sozialberichterstattung mit Schwerpunkt Men-
schen mit Behinderung.

Berücksichtigung der Menschen mit Behinderung 
in Befragungen und ihre detaillierte Aufführung in 
den Analysen, u.a. bei:

•  monatlichen Arbeitsmarktstatistiken

•  Nutzerstatistiken

•  Umfragen

10.4  Synergien

Systematische Weiterentwicklung bestehender und 
Einführung neuer Kooperationen zwischen der DPB 
und anderen Einrichtungen.

Weiterentwicklung der aufsuchenden Sozialraum-
arbeit für Personen mit Behinderung und der syste-
matischen Kooperation der Sozialdienste durch ein 
Intensivieren des Case- und Caremanagements.
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EVALUATION

Die Evaluation ist ein entscheidendes Instrument 
eines Aktionsplans. Durch die Abwägung ver-
schiedenster Indikatoren wird eine Beurteilung 
ermöglicht, inwiefern die Zielsetzungen des Akti-
onsplans und der UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen erreicht werden 
und welche zusätzlichen Anstrengungen noch un-
ternommen werden müssen, damit Menschen mit 
Behinderung in den vollen Genuss ihrer Rechte 
kommen können. 

Dem Modell des UN-Hochkommissariats für Men-
schenrechte folgend sollen vornehmlich drei Arten 
von Indikatoren genutzt werden, um die Verwirkli-
chungen bei der Umsetzung der UN-Konvention 
näher zu evaluieren:

Strukturelle Indikatoren
Diese zeigen die gesetzlichen und institutionellen 
Änderungen auf, die – beispielsweise auf Grund 
des Aktionsplans DG Inklusiv 2025 – zustande ge-
kommen sind, da die bisherigen gesetzlichen Be-
stimmungen unzureichend waren oder den Bestim-
mungen der Konvention zuwiderhandelten. Solche 
Änderungen sind nicht in allen Bereichen notwen-
dig und sind größtenteils auf die Umsetzung des 
Aktionsfelds „Anpassung der Regeln und Normen“ 
zurückzuführen.

Prozessindikatoren
Hierbei werden die Anstrengungen refl ektiert, die 
unternommen werden, um die gesteckten Ziele im 
jeweiligen Aktionsfeld zu erreichen. Sie beschrei-
ben die lancierten Aktionen, Programme, Maßnah-
men und Initiativen, aber auch die Veränderungen 
des Budgets und des eingesetzten Personals. 

 Sie emp� ehlt auch öfters kleine Zufriedenheitsumfra-
gen bei den Betroffenen zu unternehmen, um nicht 
zuletzt zu überprüfen , ob die Angebote nach wie vor 
dem Bedarf entsprechen.29

29  Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.
30  Abschließende Beobachtungen des UN-Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderung zum ersten belgischen Staatenbericht 2014.
31  Personen mit Behinderung in Belgien und die (Nicht-) Respektierung der durch die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen garantier-

ten Menschenrechte und der Grundfreiheiten.
32 Externe Evaluation des Behindertenbereichs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens durch Experten des Europarates.

Hierbei fi nden die Aktionen und Projekte Berück-
sichtigung, die im Rahmen des Aktionsplans von 
den privaten und öffentlichen Projektträgern durch-
geführt wurden.

Ergebnisindikatoren 
Sie messen den Einfl uss, den die geführte Politik 
hatte, bzw. ob die gesetzten Ziele erreicht wurden 
und was sich geändert hat. Sie messen, wie vie-
le Personen erreicht wurden, welche neuen Prob-
leme aufgetreten sind, und beschreiben die neue 
Ist-Situation. Dies refl ektiert vornehmlich die Evalu-
ationskriterien qualitativer und quantitativer Art und 
nimmt Bezug auf die Verwirklichung der konkreten 
Zielsetzungen.

Die Deutschsprachige Gemeinschaft kann derzeit 
nicht in allen Bereichen über ausreichend aussa-
gekräftiges statistisches Material über Personen 
mit Behinderung verfügen. Daher sollten verstärkt 
Anstrengungen unternommen werden, diese statis-
tischen Daten zu sammeln.

Um diese Daten zu verifi zieren und zu vertiefen, soll-
ten qualitative Indikatoren und Methoden genutzt 
werden. Darüber hinaus kann der Blick von außen 
dazu beitragen, Probleme besser zu erkennen und 
neuen Input zu erhalten. Für diese Art der exter-
nen Evaluation des Behindertenbereichs der DG 
sollen Personen mit verschiedenen professionellen, 
akademischen oder persönlichen Qualifi kationen 
und Hintergründen hinzugezogen werden. Deren 
Erkenntnisse versetzen die Deutschsprachige Ge-
meinschaft in die Lage, menschenrechtsorientiert zu 

In Hinblick auf die Ausarbeitung von Rechtsakten, 
die Entscheidungs� ndung und die Verstärkung der 
institutionellen Kapazitäten emp� ehlt der Ausschuss 
dem Vertragsstaat, nach Geschlecht, Alter und Be-
hinderung aufgeschlüsselte Daten zu sammeln, aus-
zuwerten und zu verbreiten.30 
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arbeiten und so möglichst nah an der Realität der 
beeinträchtigten Menschen zu agieren. Die DPB hat 
im Mai 2014 und in Zusammenarbeit mit dem Euro-
parat eine umfangreiche externe Evaluation durch-
führen lassen. Diese dient als neutrale Standortbe-
stimmung der Behindertenpolitik in der DG. 

In den kommenden Jahren können weitere Evalu-
ationen durchgeführt werden, um die Wirksamkeit 
des bisher Geleisteten zu evaluieren und die Vorge-
hensweisen aufeinander abzustimmen. 
Integraler Bestandteil der Evaluation ist der Dialog 
zwischen den Koordinatoren, den Partnern und 
den Menschen mit Behinderung. 
Daneben müssen auch zwischendurch regelmä-
ßige Evaluationen und Gespräche zwischen dem 

Es sei darum wichtig, dass neben Erkenntnissen aus 
der quantitativen Forschung auch qualitative Erkennt-
nisse zu  spezi� schen Problemen von Menschen, die 
in Armut leben, gesammelt werden.31

Die Kommission ist der Meinung, dass für über-
schaubare Regionen wie der DG eine solche exter-
ne Evaluation geradezu geeignet ist als Ergänzung 
zu den internen Bestandsaufnahmen. Sie sollte zur 
Sicherung der Qualität der Dienstleistungen in regel-
mäßigen Abständen durchgeführt werden.32

Focal Point und den Projektträgern stattfi nden, die 
auch dazu dienen werden, Maßnahmen zu evaluie-
ren, Fachwissen weiterzugeben, bestehende Pro-
bleme zu lösen und neue Projekte anzustoßen. 
Die so gewonnenen Informationen dienen einer-
seits der gesamtpolitischen Herangehensweise 
in der Deutschsprachigen Gemeinschaft - ein-
schließlich der Durchführung neuer Projekte - und 
anderseits der internen und externen Berichter-
stattung, unter Einschluss der vierjährlichen und 
gesamtbelgischen Staatenberichte zur Umsetzung 
der UN-Konvention an den zuständigen Ausschuss 
der Vereinten Nationen.
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UN-Konvention kurz gefasst 

Menschen mit Behinderung müssen die gleichen Möglichkeiten im Leben haben 
wie Menschen ohne Behinderung.

Menschen mit Behinderung wollen überall mitmachen können. 
Aber es gibt viele Hindernisse: 

z.Bsp. schlecht lesbare Schilder, zu enge Räume, Stufen,…
Was können wir tun?

Piktogramme, Rampen und Sprachanzeigen vorsehen, Gebäude zugänglich bauen,…

Menschen mit Behinderung wollen mitreden.
Sie müssen Informationen verstehen können: 

z.Bsp. in Briefen, in den Nachrichten, in der Politik, beim Arzt oder im Netz.
Was können wir tun?

Braille-Schrift, Leichte Sprache, Untertitel, Gebärdensprache nutzen,…

Menschen mit Behinderung wollen mitentscheiden:
z.Bsp. über ihr Leben, ihr Umfeld und die Gesellschaft. 

Sie wollen Bürger mit gleichen Rechten und Pfl ichten sein.
Was können wir tun?

Meinungen berücksichtigen, Rechte zugestehen, Verbände von und für Menschen mit Behinderung fördern,…

Menschen mit Behinderung wollen selber entscheiden:
z.Bsp. wo sie wohnen, mit wem sie wohnen, welche Hilfen sie benötigen.

Was können wir tun?
Im Haushalt helfen, Wohn-, Familienbegleitung und persönliche Hilfen anbieten, 

sie befähigen, selbstbestimmt zu leben,…

Menschen mit Behinderung wollen mit allen anderen Kindern in die Schule gehen.
Sie müssen Unterstützung bekommen, wenn sie welche brauchen. In einer Schule für Alle.

Was können wir tun?
Schulen zugänglich machen, Unterricht anpassen, Lehrer weiterbilden,…

Menschen mit Behinderung wollen da arbeiten, wo alle Menschen arbeiten:
z.Bsp. in einem Betrieb, in einer Werkstätte, bei einer Gemeinde oder in einem Krankenhaus.

Was können wir tun?
Am Arbeitsplatz helfen, Arbeiten anpassen, Ausbildung und Beschäftigung ermöglichen,…

Menschen mit Behinderung wollen sich ihren Partner aussuchen.
Sie wollen eine eigene Familie gründen. 

Kinder von behinderten Eltern und behinderte Kinder müssen Unterstützung erhalten.
Was können wir tun?

Kinder und Eltern in der Familie unterstützen, aufklären, sie befähigen, mit Gefühlen umzugehen,…

Menschen mit Behinderung wollen gemeinsam mit anderen ihre Freizeit verbringen:
z.Bsp. im Sport, in Vereinen, bei Veranstaltungen, im Urlaub oder im Museum.

Was können wir tun?
Willkommen-sein zeigen, Veranstaltungen zugänglich planen, Urlaubsmöglichkeiten schaffen, 

Animatoren weiterbilden,…

Menschen mit Behinderung wollen akzeptiert werden.
Mit ihren Stärken und Schwächen. Sie sind so wertvoll wie alle anderen. Alle müssen sie auch so behandeln.

Was können wir tun?
Kontakt suchen, Fragen stellen, Fähigkeiten anerkennen, Behinderung mit-erleben,…

Menschen mit Behinderung wollen dazu gehören – in allen Bereichen des Lebens.
Viele setzen sich hierfür ein, und das soll anerkannt werden.

Was können wir tun?
Uns einsetzen, Vorbild sein, gute Beispiele hervorheben,…
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